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 ☞ MII – 6

Zum Beispiel Südafrika
In Südafrika sind die Wasservorräte zwar nicht 
so knapp wie in Namibia, jedoch sind die Bevöl-
kerungszahl und der Verbrauch höher, so dass 
Wassermangel herrscht. Obwohl Südafrika das 
reichste Land im Südlichen Afrika ist, herrscht 
dort viel Armut: 14,5% der Bevölkerung hat dort 
weniger als 2$ pro Tag zur Verfügung. 14% der 
Bevölkerung war im Jahr 2001 noch ohne Zugang 
zu mindestens 25 Litern sauberem Trinkwasser im 
Umkreis von 1000 Metern. Doch auch hier war die 
Regierung nicht untätig. Das Recht auf Wasser 
wurde in der Verfassung verankert. Seit Ende der 
Apartheid 1994 bis Mitte 2004 ist die Anzahl der 
Menschen ohne Zugang zu 25 Litern Wasser im 
Umkreis von 200 Metern (nationale Vorgabe) von 
15 Millionen Menschen auf 5 Millionen gesenkt 
worden. Seit dem Jahr 2000 haben außerdem 
alle Haushalte Anspruch auf die kostenlose Liefe-
rung des Mindestbedarfs von 25 Litern pro Per-
son. Der Staat fi nanziert dies über Steuern. Al-
lerdings hapert es mit der Umsetzung: Im August 
2003 erhielten erst 42% der Armen tatsächlich 
kostenlose 25 Liter am Tag.

Anstrengungen 
im Wasserbereich 
von Südafrika 
und Namibia 

Zum Beispiel Namibia
Wasser ist knapp in Namibia. Es ist das trockenste 
Land im Südlichen Afrika. Namibia ist auch arm. 
Über 55 % der Bevölkerung in Namibia haben ein 
Einkommen von unter 2 $ pro Tag. 23% der Be-
völkerung waren im Jahr 2001 noch ohne Zugang 
zu mindestens 20 Liter sauberem Trinkwasser 
im Umkreis von 1.000 Metern. Doch die Regie-
rung war nicht untätig. Seit der Unabhängigkeit 
hat die Namibische Regierung bemerkenswerte 
Anstrengungen unternommen, um über 6.000 
Wasserstellen vor allem in den zuvor vernachläs-
sigten Regionen zu schaffen. Heute gibt es dort 
sauberes und sicheres Wasser für mehr als eine 
Millionen Menschen – allerdings innerhalb einer 
Entfernung von zweieinhalb Kilometern. Vor 
1990 waren dort jedoch nur 50.000 Menschen 
versorgt.

(Quellen: Vulamanzi! Fallbeispiele aus Südafrika, 
Namibia und Deutschland, Hg. Koordination 
Südliche Afrika (KOSA) Bielefeld 2004.  Das 
Gold der Zukunft, Nachhaltige Wassernutzung 
im Südlichen Afrika und in Deutschland, KOSA, 
Bielefeld 2003. Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2003, UNDP, Deutsche Gesellschaft für 
die Vereinten Nationen, Berlin 2003)

Aufgabe
Vergleichen und deuten Sie die Anstrengungen 
und Erfolge dieser beiden Staaten im Bemühen, 
das Menschenrecht auf Wasser zu verwirklichen 
aufgrund der oben genannten Fakten. Welchen 
zusätzlichen Handlungsbedarf erkennen Sie 
jeweils?
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 ☞ MII – 7

Öffentliche Güter?

Ist Bildung ein öffentliches Gut?

ja nein

Besteht eine Rivalität im Konsum?

Ist es technisch möglich, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist es ökonomisch sinnvoll, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist es sozial vertretbar, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist eine nationale Armee ein öffentliches Gut?

ja nein

Besteht eine Rivalität im Konsum?

Ist es technisch möglich, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist es ökonomisch sinnvoll, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist es sozial vertretbar, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist Wasser ein öffentliches Gut?

ja nein

Besteht eine Rivalität im Konsum?

Ist es technisch möglich, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist es ökonomisch sinnvoll, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Ist es sozial vertretbar, jemanden von der Nutzung auszuschließen?

Fällen Sie jeweils ein abschließendes Urteil und 
begründen Sie dieses kurz. Was spricht jeweils 
dafür und was dagegen.

Aufgabe
Entscheiden Sie anhand der Kriterien, ob die 
jeweiligen Güter ein öffentliches Gut sind und 
kreuzen Sie entsprechend „ja“ oder „nein“ an. 



46

Unterrichtseinheit II

☞ MII – 8         Gruppenarbeit   

Art der Regulierung
Auswirkung auf die 

verbrauchte 
Wassermenge

Soziale 
Auswirkungen

Es wird ein Preis erhoben, der alle Kosten für 
die Bereitstellung des Wassers einschließt, 
und den alle Bürger zahlen müssen

Der Preis liegt über den Kosten der Bereit-
stellung. Mit dem Gewinn wird die unent-
geltliche Abgabe der absolut lebensnotwen-
digen Menge für alle Bürger fi nanziert.

Der Staat fi nanziert die Wasser≠versorgung 
komplett über Steuern. Es wird jedoch pro 
Verbraucher nur eine Menge zugeteilt, die 
eine sparsame Nutzung voraussetzt. Wer 
mehr verbraucht, muss sehr hohe Kosten 
tragen.

Der Staat fi nanziert die gesamte Wasserver-
sorgung über Steuern. Eine Aufklärungskam-
pagne informiert die Bevölkerung über die 
Notwendigkeit sparsam mit dem knappen 
Gut Wasser umzugehen.

Knappes Gut – 
arme Bevölkerung: 

Sauberes Trinkwasser ist ein knappes, zumindest 
ein endliches natürliches Gut, das sparsam ge-
nutzt werden sollte. „Wenn Wasser nichts kostet, 
wird es verschwendet“, lautet eine These.

Stellen Sie sich vor, Sie sind Mitglied in einem 
parlamentarischen Ausschuss in Afrika. Das Par-
lament hat den Ausschuss beauftragt, ein Instru-
ment zu fi nden, das gewährleistet, dass Wasser 
sparsam verwendet wird. Doch mehr als die Hälf-
te der Bevölkerung lebt unter der Armutsgrenze. 
Ein funktionierendes Sozialsystem existiert nicht. 
Der armen Bevölkerung soll der Zugang zu Wasser 
nicht verwehrt werden. Überlegen Sie gemein-
sam, welches Instrument der Regulierung das 
beste Ergebnis hätte. 

len würden? Oder haben Sie noch andere Ideen? 
Begründen Sie Ihre Lösung in einer kurzen Rede 
(1 Minute) vorm Parlament.

Aufgabe
Diskutieren Sie in der Gruppe, welche Form der 
Regulierung (oder welche Mischform) Sie nach 
Abwägung der verschiedenen Auswirkungen wäh-
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Unterrichtseinheit II

Wird das Menschenrecht auf 
Wasser in Südafrika umgesetzt?
 

Free Basic Water 
Total Population Served By Free Basic Water 

Province
Total Population

Total served by FBW % served (Total)
Western Cape 4,402,436 3,918,376 89 %
Eastern Cape 7,353,937 2,838,562 39 %
Northern Cape 901,405 594,682 66 %
Free State 2,934,118 2,845,595 97 %
KwaZulu-Natal 9,503,017 5,820,107 61 %
North West 3,751,150 2,361,338 63 %
Gauteng 8,362,716 8,007,114 96 %
Mpumalanga 3,286,858 1,441,094 44 %
Limpopo 6,057,659 2,792,139 46 %
Totals 46,553,296 30,619,007 65.8 %

Poor Population Served By Free Basic Water 

Province
Total Poor Population

Total served by FBW % served (Total)
Western Cape 1,671,093 1,429,131 86 %
Eastern Cape 5,481,547 2,219,687 40 %
Northern Cape 524,831 402,316 77 %
Free State 1,951,829 1,801,350 92 %
KwaZulu-Natal 6,297,337 3,597,503 57 %
North West 2,406,752 1,130,691 47 %
Gauteng 4,055,972 3,532,075 87 %
Mpumalanga 2,257,622 295,083 13 %
Limpopo 4,731,809 887,260 19 %
Totals 29,378,792 15,295,096 52.1 %

Population with Infrastrukture Served By Free Basic Water 

Province
Total Population with Infrastrukture

Total served by FBW % served (Total)
Western Cape 4,285,271 3,908,506 91 %
Eastern Cape 3,913,338 2,134,753 55 %
Northern Cape 810,508 586,676 72 %
Free State 2,427,863 2,389,870 98 %
KwaZulu-Natal 5,508,581 4,117,107 75 %
North West 3,011,126 1,795,280 60 %
Gauteng 7,861,897 7,764,327 99 %
Mpumalanga 3,108,516 1,321,948 43 %
Limpopo 4,753,579 2,327,962 49 %
Totals 35,680,679 26,346,429 73.8 %

3. Wie hoch ist der prozentuale Anteil der 
Bevölkerung mit Wasser-Infrastruktur in den 
einzelnen Provinzen? 

4. Gibt es einen Zusammenhang zwischen 
Anteil der Infrastruktur-Anschlüsse und 
Versorgungsgrad mit freiem Wasser?

5. Kann man behaupten, die Free-Basic-
Water-Initiative nütze in erster Linie den 
Wohlhabenden?

Aufgaben
Rechnen Sie bitte nach und beantworten Sie 
folgende Fragen:
1. Wie hoch ist der prozentuale Anteil der armen 

Bevölkerung in den einzelnen Provinzen?
2. Kann man feststellen, dass dort wo die 

meisten Armen leben, der Anteil der Armen, 
die mit kostenfreiem Wasser versorgt werden, 
am höchsten ist? 

National Summary Stand: 30.06.2004

Quelle: www.DWAF.gov.za/FreeBasicWater
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☞ MII – 10         Gruppenarbeit 

Globale Öffentliche Güter sind solche 
Güter, deren Nutzen über Landesgrenzen 
und Regionen, Bevölkerungsgruppen und 
Generationen hinaus reicht.

Diskutieren Sie die Fragen und beantworten Sie 
sie mit „ja“ oder „nein“. Entscheiden Sie anhand 
der Defi nition für folgende Güter, ob es sich um 
ein GPG handelt? 

Öffentliches Gut Klimaschutz Schutz vor 
Terrorismus

Internationale 
Finanzstabilität

Zugang zu 
sauberem

Trinkwasser
Reicht der Nutzen über 
Landesgrenzen hinaus?
Reicht der Nutzen über 
Generationen hinaus?

Handelt es sich um ein GPG? 

Schätzen Sie danach die Aussichten dafür ein, dass es von der internationalen Gemeinschaft gewährt 
bzw. geschützt wird. Begründen Sie ihre Einschätzung kurz.

Chancen für eine globale Kooperation zum Schutz des GPG?

Klimaschutz Schutz vor 
Terrorismus

Internationale 
Finanzstabilität

Zugang zu 
sauberem

Trinkwasser
Starke Interessen der 
Industrieländer?
Starke Interessen der 
Entwicklungsländer ?

Starker öffentlicher Druck?

Global Public 
Goods (GPGs)?
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Privatisierung, Globalisierung, 
GATS und weltweiter Widerstand

Globalisierungsgut Wasser
Zielgruppe: Klassen 11–13

Gliederung

I. Privatisierung des Wassers
1. Weltweite Tendenz zur Privatisierung?
2. Unterschiedliche Formen der Privatisierung
3. Privatisierung des Wassersektors in Entwicklungsländern
4. Privatisierungsbeispiele: Erfolg oder Misserfolg? 

II. Globalisierungsgut Wasser
1. Was ist GATS?
2. GATS, Wasser, Entwicklungsländer und die Rolle der EU 
3. Demokratie und GATS
4. Die Rolle der Weltbank und sonstiger Geldgeber
5. Weltweiter Widerstand und Forderungen der Globalisierungsgegner
6. Exkurs: Flaschenwasser
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Themenfelder und 
didaktischer Hintergrund

Die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen 
ist seit einigen Jahren ein heftig umstrittenes 
Thema. Nach wie vor setzen auch viele Entwick-
lungspolitikerInnen, (u.a. das deutsche Bundes-
ministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, Hoffnungen in die Privatwirt-
schaft. Sie versprechen sich Hilfe bei der Ver-
wirklichung des Milleniumziels, die Zahl der Men-
schen ohne Zugang zu sauberem Trinkwasser bis 
zum Jahr 2015 zu halbieren (siehe Einheit IV). 
Globalisierungsgegner bekämpfen dagegen die 
Privatisierung des Wassers vehement: Das Men-
schenrecht auf Wasser sei bei privaten Firmen, 
deren erklärtes Ziel die Profi tmaximierung sei, in 
völlig falschen Händen.

Globalisierungs-
gut Wasser

Die folgende Unterrichtseinheit versucht, 
den teils sehr überspitzt geführten Konfl ikt 
aufzugreifen und zu einer differenzierten Be-
trachtungsweise anzuregen. Die Konfl iktpunkte 
sollen dabei nicht aufgelöst oder „weichge-
spült“ werden, vielmehr soll eine eigene Sicht 
erarbeitet und die Kritikfähigkeit der Schüler 
und Schülerinnen geschärft werden

Zunächst wird geklärt, welche unterschied-
lichen Privatisierungsformen es gibt. Die zen-
trale Frage ist jedoch, inwieweit Entwicklungs-
länder betroffen sind. Anhand von Beispielen 
von Privatisierungen können deren Folgen 
selber bewertet werden. Die übergreifende 
Frage ist, welche Chancen und Risiken für eine 
Versorgung der Ärmsten bestehen. 

Schließlich wird die Globalisierung des 
Wassermarktes betrachtet. Hier spielen die 
WTO und insbesondere das Welthandelsabkom-
men GATS eine entscheidende Rolle. Für viele 
Entwicklungsländer sind auch die Strategien 
internationaler Finanzinstitutionen, wie der 
Weltbank von entscheidender Bedeutung.

Schließlich wird der globale Widerstand 
gegen die Privatisierung vorgestellt und die 
Frage aufgeworfen, was die Globalisierungsgeg-
ner wollen. Hier können die bisher getroffenen 
Einschätzungen noch einmal verglichen und 
überprüft werden.

Schließlich soll noch ein kurzer Blick auf 
die Globalisierung des Marktes für Flaschenwas-
ser geworfen werden.



51

Unterrichtseinheit III

I. Privatisierung 
des Wassers
1. Weltweite Tendenz zur 
Privatisierung?
Nur rund fünf % der Weltbevölkerung, dies sind 
etwa 300 Millionen Menschen, beziehen ihr Was-
ser von privaten Unternehmen (UNDP Bericht 
über die menschliche Entwicklung 2003). Welt-
weit ist die Wasserversorgung also auch heute 
noch ganz überwiegend eine öffentliche Aufgabe. 
Sie wird vom Staat, von Kommunen oder öffentli-
chen Unternehmen wahrgenommen. ☞ 1

Trotz der bisher relativ geringen Bedeutung 
privatwirtschaftlichen Engagements kann aber 
von einer globalen Tendenz zur Privatisierung im 
Wasserbereich gesprochen werden. Nach Schät-
zungen der Weltbank wird der Privatisierungsgrad 
im Wasserbereich in den Industrieländern in den 
kommenden 20 Jahren auf bis zu 85% ansteigen. 
In den Entwicklungsländern wird jedoch nur in 
Lateinamerika ein Anstieg auf 70% erwartet. 
In den übrigen Regionen wird der Anstieg auf 
maximal 20% geschätzt. Das größte Wasserun-
ternehmen weltweit (der französische Konzern 
Veolia), rechnet für 2010 sogar schon mit einem 
privaten Marktanteil von 60% in Lateinamerika, 
von bis zu 35% in Westeuropa und Afrika und 
lediglich ca. 20% in Nordamerika und Asien (Be-
richt der Enquete-Kommission „Globalisierung 
der Weltwirtschaft“ 2002). ☞ 2 Auch wenn diese 
Zahlen mit Vorsicht zu betrachten sind, da sie 
wirtschaftliche Interessen widerspiegeln, so gibt 
die Umsatzsteigerung um 50% von Veolia in den 
Jahren 1998-2001(damals führte der Konzern 
noch den Namen Vivendi)  einen Hinweis darauf, 
wie dynamisch sich dieser Markt entwickelt: 14 
Milliarden Euro betrug der Umsatz von Vivendi im 
Wassergeschäft im Jahr 2001. 

Inzwischen ist jedoch in den Entwicklungs-
ländern eine Ernüchterung bezüglich der Ge-
winnchancen im Wasserbereich eingetreten. Zwar 
ist auch hier ein Anstieg privater Verträge über 
Wasser- und Abwasserprojekte in den 90er Jahren 
zu verzeichnen, jedoch ist die private Investiti-
onsbereitschaft seit Ende der 90er Jahre wieder 
gesunken. Die Konzerne haben die Probleme of-
fensichtlich unterschätzt, die bei der Wasserver-
sorgung in den Ländern auftreten, in denen ein 
Großteil der Menschen unter der Armutsgrenze 
lebt. Aber auch Wirtschaftskrisen, wie z.B. Mitte 
der 90er Jahre in Asien, haben gezeigt, dass die 
wirtschaftlichen Risiken von Großinvestitionen in 

den Ländern des Südens beträchtlich sind. Ins-
besondere Währungsschwankungen machen den 
Konzernen zu schaffen. Wurden Kredite für In-
vestitionen in US$ aufgenommen, die Währung, 
in der die Einnahmen aus der Wasserversorgung 
erzielt werden, danach abgewertet, können ent-
weder die Kredite nicht zurückgezahlt werden 
– oder der Wasserpreis muss steigen. Dies ver-
schärft dann wieder das Problem der mangelnden 
Zahlungsfähigkeit der armen Bevölkerung.

2. Unterschiedliche Formen der 
Privatisierung

Da häufi g Missverständnisse im Zusammenhang 
mit dem Begriff der „Privatisierung“ auftreten, 
soll im Folgenden ein kurzer Überblick über 
die verschiedenen Formen der Beteiligung der 
Privatwirtschaft bei der Wasserver- und Abwas-
serentsorgung gegeben werden. Die vollständige 
Privatisierung von staatlichen Unternehmen ist 
im Wassersektor eher die Ausnahme. Stattdessen 
gibt es eine ganze Reihe von Beteiligungs- und 
Kooperationsformen, bei denen die Verantwor-
tung zwischen öffentlichen und privaten Part-
nern ganz unterschiedlich verteilt ist. ☞ 3

Die einfachste Form der Beteiligung des 
privaten Sektors ist der Dienstleistungsvertrag. 
Meist handelt es sich um einen begrenzten Auf-
trag, z.B. den Gebühreneinzug.

Im Rahmen von Management-Verträgen 
verbleiben das Eigentum an den Anlagen und 
die Einnahmen aus Wassergebühren bei der öf-
fentlichen Hand. Dem privaten Betreiber werden 
lediglich bestimmte Aspekte des Betriebs und 
der Wartung des Systems für einen begrenzten 
Zeitraum (meist 4–5 Jahre) übertragen. Die Be-
zahlung des Betreibers wird von der Erreichung 
der gesetzten Ziele abhängig gemacht. 

Etwas weiter gehen Leasing- oder Pacht-
Verträge, bei denen der Betreiber über einen 
längeren Zeitraum (meist 8–10 Jahre) einen 
bestimmten Anteil der Betriebskosten trägt und 
einen Teil der Einnahmen erhält, so dass er stär-
ker am betrieblichen Erfolg und Risiko beteiligt 
wird. 

Konzessionen gehen noch einen Schritt 
weiter. In ihrem Rahmen muss der Betreiber 
auch die Investitionen fi nanzieren, wofür ihm die 
gesamten Gebühreneinnahmen für einen länge-
ren Zeitraum (meist 25–30 Jahre) zugestanden 
werden. 

Eine besondere Form der Konzession für 
einzelne Anlagen sind so genannte BOT-Verträge 

☞ 1
Lassen Sie die SchülerInnen 

recherchieren: Ist der lokale 

Wasseranbieter noch ein 

öffentlicher oder bereits ein 

(teilweise) privater Betrieb? 

Gibt es auf kommunaler 

Ebene Debatten über eine 

künftige Privatisierung?

☞ 2
Sie fi nden den vollständigen 

Bericht der Enquete-Kommis-

sion „Globalisierung der 

Weltwirtschaft“ mit vielen 

Daten und Fakten auch zum 

Thema Wasser unter http://

www.bundestag.de/gremien/

welt/glob end/7 5 3 2.html

☞ 3
Fragen Sie die SchülerInnen, 

was sie unter Privatisierung 

verstehen und ob sie ver-

schiedene Privatisierungsar-

ten kennen.
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(Build-Operate-Transfer). In diesen Projekten 
steht der Betreiber in keinem direkten Kontakt 
mit den Endverbrauchern, sondern er schließt 
einen Vertrag mit einem städtischen Wasserun-
ternehmen ab, z.B. für den Bau, Betrieb und die 
Übergabe eines Klärwerkes nach einer vereinbar-
ten Zeit (BOT). 
☞ MIII – 1 Arbeitsblatt MIII – 1 stellt verschie-
dene Optionen für eine Privatisierung dar und 
stellt die Frage nach einer wirksamen Regulie-
rung. ☞ 4

Quelle: Weltbank

Außer bei den Dienstleistungsverträgen über-
nimmt der private Betreiber mehr oder weniger 
die staatliche Monopolstellung. Da es unöko-
nomisch wäre, teure Leitungssysteme doppelt 
zu verlegen, und die Einspeisung verschiedenen 
Wassers in ein einziges Leitungssystem mit gro-
ßen Problemen verbunden ist, ist für ein Gebiet 
immer nur einen Anbieter zuständig.

Um einen Missbrauch dieses Monopols zu 
verhindern, wird allgemein gefordert, dass eine 
funktionsfähige Kontroll- und Regulierungs-
behörde vorhanden sein muss. Diese soll den 
Vertrag überwachen, also dafür sorgen, dass 
der Betreiber seine zugesagten Leistungen auch 
erbringt. Sehr wichtig ist auch, dass sie die Was-
serqualität kontrolliert und sicherstellt. Last not 
least soll sie dafür sorgen, dass keine unange-
messenen Preise verlangt werden. 

Sind Zielvorstellungen sozialer (z.B. Preis-
staffelungen) und umweltpolitischer Art (z.B. 
Klärung des Abwassers) im Vertrag festgelegt 
worden, müssen auch diese überprüft werden. 
Die Frage ist jedoch, welche Sanktionsmöglich-
keiten staatliche Stellen letztendlich haben, 
wenn Verträge nicht eingehalten werden. Große 
multinationale Konzerne stehen bei Streitigkei-
ten oft schlecht ausgestatteten kommunalen 
Vertretungen gegenüber. Insbesondere in Ent-
wicklungsländern ist das Machtgefälle eklatant.

Projekte mit Privatsektorbeteiligung in Ent-
wicklungsländern mittleren + niedrigen Ein-
kommens ☞ 6

(Quelle: Franceys, PPI database, nach Brugger: 
„Stimmt die Richtung der Finanzströme im Was-
sersektor?“, Hrsg.: Brot für die Welt, 2004)

Als Zusatzinformation mag dienen, dass 
nur zehn internationale Konzerne sich über 80% 
dieser Verträge gesichert haben. Ein aus ent-
wicklungspolitischer Perspektive fragwürdiger 
Umstand.

Option
Eigentum 

der 
Anlagen

Betrieb 
und 

Instand-
haltung

Investi-
tionen Risiko Dauer

Öffentliche Versorgung öffentlich öffentlich öffentlich unbegrenzt

Dienstleistungsvertrag öffentlich
öffentlich 
und privat

öffentlich öffentlich 1-2 Jahre

Managementvertrag öffentlich privat öffentlich öffentlich 3-5 Jahre

Leasing/Pachtvertrag öffentlich privat öffentlich geteilt 8-15 Jahre

Konzessionsvertrag öffentlich privat privat privat ☞ 5 25-30 Jahre

BOT-Vertrag privat privat privat privat ☞ 5 20-30 Jahre

Vollständige 
Privatisierung

privat privat privat privat unbegrenzt

☞ 4
Da die Materie komplex ist, 

empfehlen wir, das Arbeits-

blatt MIII - 1 im gemeinsamen 

Unterrichtsgespräch auszu-

füllen. Die anschließende 

Diskussion über den Regulie-

rungsbedarf sollte dagegen in 

Kleingruppen erfolgen.

☞ 5
Die Weltbank sieht das Ge-

schäftsrisiko bei Konzessionen 

und BOT-Verträgen allein beim 

privaten Partner. Privatisie-

rungskritiker bestreiten dies: 

Konzerne haben wiederholt 

mit dem Ausstieg aus Verträ-

gen gedroht, wenn ihre Ge-

schäftserwartungen sich nicht 

erfüllten. Öffentliche Partner 

werden sehr häufi g in Nach-

verhandlungen zu erheblichen 

fi nanziellen Zugeständnissen 

gezwungen. Es ist daher auch 

hier vertretbar, von einem 

geteilten Risiko zu sprechen.

☞ 6
Bei der Besprechung sollte 

deutlich werden, dass der 

Regulierungsbedarf in Ent-

wicklungsländern enorm 

ist, da mehr als 2/3 der 

Verträge (Konzessionen und 

BOT-Verträge) den privaten 

Konzernen viel Verantwortung 

überlassen.

14%

4%

35%

34%

7% 3% 3% Management-
Vertrag

Leasing/Pacht-
Verträge

BOT-Verträge

Konzessions-
Verträge

Teilverkäufe

Voll-
Privatisierung

Voll-
Privatisierung
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3. Privatisierung des Wasser-
sektors in Entwicklungsländern

Welche Motive der Konzerne hinter den verstärk-
ten Privatisierungsbestrebungen des vergange-
nen Jahrzehnts stehen, kann nur vermutet wer-
den. Mit Sicherheit spielen aber folgende Gründe 
eine Rolle: 

Die globale Wasserknappheit schafft Anrei-
ze für privatwirtschaftliche Unternehmen. Wasser 
wird zum kostbaren Wirtschaftsgut, zum „Öl des 
21. Jahrhunderts“.
Der Investitionsbedarf vor allem der Schwellen- 
und Entwicklungsländer, aber auch vieler osteu-
ropäischer Staaten im Wassersektor ist groß. Im 
Zeitalter der Globalisierung sind das potentielle 
neue Märkte für transnationale Konzerne.
Der weltweite Trend zur Privatisierung und Li-
beralisierung trifft auf einen Sektor, der noch zu 
95% in öffentlicher Hand liegt. Das verspricht 
einen riesigen Wachstumsmarkt.

Doch nicht nur die Privatwirtschaft, auch 
die Entwicklungspolitik setzt große Hoffnungen 
auf die Privatsektorbeteiligung. Public-private-
partnership (auch PPP) bezeichnet die staatliche 
Unterstützung von privat-wirtschaftlichem En-
gagement in den Ländern des Südens. Die Sorge 
der EntwicklungspolitikerInnen gilt den 1,2 Mil-
liarden Menschen, die heute noch keinen Zugang 
zu sauberem Trinkwasser haben. 

Zwei Argumente für die Beteiligung des pri-
vaten Sektors werden am häufi gsten angeführt. 
Das erste lautet:

☞ MIII - 2 Dass angesichts der leeren öffentli-
chen Kassen und des hohen Investitionsbedarfes 
im Wassersektor auch PolitikerInnen auf die Fi-
nanzkraft der Privatwirtschaft hoffen, ist ver-
ständlich. Nach Schätzungen der Weltbank wer-
den heute 60-70 Milliarden US Dollar pro Jahr im 
Wassersektor der Entwicklungsländer investiert. 
Das reicht nicht, um die Milleniumsziele, also die 
Halbierung der Zahl der Menschen ohne Zugang 
zu sauberem Trinkwasser und Abwasserentsor-
gung, zu erreichen. 

Doch wie hoch ist der zusätzliche Investiti-
onsbedarf tatsächlich? Je höher die Schätzung 
dieses Investitionsbedarfs, desto offensichtli-
cher scheint die Überforderung der öffentlichen 
Hand, desto unumgänglicher die Beteiligung des 

Privatsektors. Die Zahlen müssen daher genauer 
betrachtet werden: Zwischen 10 und 180 Mrd. 
US$ liegen die Schätzungen, je nach dem was 
genau als Bedarf zugrunde gelegt wird – und von 
welchen Interessen sie geleitet wurden. Während 
mit zusätzlichen 10 Mrd. US$ nur die absoluten 
Grundbedürfnisse nach sauberem Trinkwasser 
gesichert werden sollen, beinhalten die 180 
Mrd. US$ die volle Versorgung, inklusive Bewäs-
serungslandwirtschaft und Deckung des Indus-
triebedarfs. Zwischen 40 und 50 Mrd. US$ sind 
– nach Schätzungen – zusätzlich notwendig, um 
die Grundbedürfnisse nach Wasser- und Abwas-
serversorgung mit einfachen Techniken sicherzu-
stellen und zudem der städtischen Bevölkerung 
eine einfache Abwasserreinigung zu gewähren. 
(Fritz Brugger: Stimmt die Richtung? Analyse der 
aktuellen Finanzströme im Wassersektor, Hrsg.: 
Brot für die Welt, 2004) ☞ 7

Doch so wünschenswert angesichts dieser 
enormen Summe die Einsetzung des privaten 
Reichtums wäre, es gibt erhebliche Zweifel 
daran, ob die private Wirtschaft tatsächlich 
wesentliche Investitionen im Hinblick auf die 
Versorgung der ärmsten Bevölkerung tätigt. Auch 
das Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen stellt in seinem Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2003 fest: „Es ist unwahrscheinlich, 
dass Privatunternehmen daran Interesse haben 
könnten, in Ländern mit niedrigem Einkommen 
die Wasserversorgung in ländlichen Gegenden 
bereitzustellen.“ (S. 144)

Arbeitsblatt  MIII - 2 stellt Fakten und Ar-
gumente zusammen und fordert die Schülerinnen 
auf, Stellung zu beziehen. 

Das zweite Argument für die Privatsektorbe-
teiligung lautet:

Das Argument, dass private Unternehmen immer 
effi zienter arbeiten als öffentliche Betriebe, ist 
nicht bewiesen. Zwar gibt es viele Beispiele ma-
roder öffentlicher Unternehmen. Eine Ursache 
in Entwicklungsländern ist häufi g Finanzmangel, 
um notwendige Investitionen tätigen zu können. 
Aber auch unterbezahlte Mitarbeiter, Misswirt-
schaft, Korruption etc. sind Gründe. Andererseits 
gibt es auch viele Korruptionsfälle bei privaten 
Unternehmen. Entgegen der häufi gen Annahme, 
dass dies vor allem ein Problem der politischen 
Kultur in Entwicklungsländern sei, sind heute 

☞ 7
Ausführlich zum Finanzie-

rungsbedarf: Die Studie von 

Fritz Brugger ist erhältlich 

unter: www.menschen-recht-

wasser.de/downloads/3_hin-

tergrund11-fi nanzierung.pdf

Der im Wasserbereich sehr hohe Investiti-
onsbedarf in den Entwicklungsländern kann 
nicht von der öffentlichen Hand allein auf-
gebracht werden Der Privatsektor ist effi zienter und bringe 

dem Verbraucher daher niedrigere Preise. 
Das nützt auch den Armen in den Entwick-
lungsländern.
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auch Internationale Konzerne in Korruptionsfälle 
verwickelt. Der Infrastruktursektor und damit 
auch der Wassersektor zeigt die höchste Inten-
sität an Korruption und Betrug auf“. Viele der 
weltgrößten Unternehmen sind angeklagt oder 
sogar verurteilt wegen Bestechung oder Korrup-
tion. (BMU / BMZ (Hrsg.), Issue Paper for the 
International Conference on Freshwater, Bonn 
2001)

Auch der Sachverständigenrat Umwelt hat 
in seinem Gutachten 2002 bezweifelt, „dass eine 
Privatisierung beziehungsweise Liberalisierung 
in den Infrastrukturbereichen der Wasserver-
sorgung so ausgestaltet werden kann, dass ein 
hinreichend hohes Ausmaß an Wettbewerb und 
Effi zienz gewährleistet ist. ☞ 8

Welche Ergebnisse ein öffentliches Unter-
nehmen im Vergleich zu einem privaten erbringt, 
wenn die fi nanzielle Unterstützung für beide 
gleich ist, ist noch ungenügend untersucht. Ei-
nen Anhaltspunkt bietet eine Untersuchung der 
Evaluationsabteilung der Weltbank, die 304 von 
der Weltbank geförderte Wasserprojekte mit und 
ohne Privatwirtschaftsbeteiligung untersuch-
te. (OED Operation and Evaluation Department 
World Bank 2003, Report Nr. 26443, Effi cient, 
Sustainable Service for All?) Kriterien waren die 
Ausweitung der Wasser- und Abwasseranschlüsse, 
die Effi zienz und die Nachhaltigkeit. 
☞ MIII - 3 In Arbeitsblatt MIII - 3 werden die 
Ergebnisse der Studie dargestellt. Ergebnis: Die 
Erfolge bei der Ausweitung der Anschlüsse und 
bei der Effi zienz waren annähernd gleich. Es 
lassen sich keine aussagekräftigen Unterschiede 
ausmachen. Bei der Nachhaltigkeit lagen die 
rein öffentlichen Unternehmen dagegen bei der 
Klärung der Abwässer deutlich vorn. Zur Frage 
nach den vermuteten Gründen: Im Bereich der 
Abwasserklärung lassen sich trotz großer Investi-
tionen nur langfristig Gewinne erzielen. Der Nut-
zen für öffentliche Gesundheit und ökologisches 
Gleichgewicht ist jedoch enorm. Wasserverluste 
im Leitungssystem zu minimieren, erspart erheb-
liche Kosten. Hier lassen sich kurzfristig Gewinne 
erhöhen. ☞ 9

4. Privatisierungsbeispiele: 
Erfolg oder Misserfolg?

Privatisierungen der Trinkwasserversorgung kön-
nen jedoch Erfolge aufweisen. So würdigt die UN-
DP in ihrem durchaus kritischen Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2003 die Erfolge privat-
öffentlicher Kooperation bei der Verbesserung 
der Wasserqualität in Südafrika. Privatisierungen 

können Erfolge haben, wenn der politische Wille 
zur Regulierung vorhanden ist und dieser auch 
durchgesetzt werden kann. (UNDP Bericht über 
die menschliche Entwicklung 2003, S. 145f) So 
wurde in Bolivien eine Konzession für La Paz und 
El Alto an das Unternehmen vergeben, das ver-
sprach, den meisten Menschen neue Anschlüsse 
einzurichten. Sogar eine Erhöhung der Wasser-
gebühren, die meist mit einer Privatisierung 
verbunden ist, kann durch Subventionierung für 
die Armen ausgeglichen werden. So wurde in 
Chile sichergestellt, dass kein Haushalt mehr als 
5% seines Einkommens für Wasser zahlen muss. 
Länder, in denen die Wasserversorgung vor der 
Privatisierung befriedigend war, bleiben oft auch 
danach auf gutem Niveau. Eine funktionierende 
Regulierungsbehörde ist jedoch immer unver-
zichtbar.

Die Voraussetzungen für erfolgreiche Priva-
tisierungen sind jedoch gerade in Entwicklungs-
ländern nur selten gegeben. Regulierungsbehör-
den sind hier meist schwach und soziale Netze 
kaum oder sogar gar nicht entwickelt. 

Die Frage, ob eine Privatisierung als Erfolg 
oder Misserfolg zu bewerten ist, wird oft kon-
trovers diskutiert. ☞ MIII - 4 

Sie ist auch nicht einfach zu beantworten, 
wie das Beispiel Manila zeigt. Arbeitsblatt 
MIII - 4 beschreibt einige Fakten über die Privati-
sierung der Wasserversorgung in Manila. Es wird 
deutlich, dass sowohl Erfolge als auch Misserfol-
ge zu verzeichnen sind. ☞ 10

In Südafrika hat vor allem der Fall Nel-
spruit Aufsehen erregt. 1999 vergab die Kom-
mune Nelspruit einen Konzessionsvertrag mit 
einer Laufzeit von 30 Jahren an den britischen 
Konzern BiWater. Doch trotz eines gut ausge-
handelten Vertrages wurden die Investitionen 
in Neuanschlüsse in den armen Stadtteilen bald 
gestoppt. Die Firma weigerte sich weiterhin zu 
investieren, denn nur ca. ein Drittel der Men-
schen in Nelspruit zahlten ihre Wasserrechnun-
gen. BiWater drehte den säumigen Zahlern das 
Wasser ab. Illegale Anschlüsse wurden daraufhin 
in großer Anzahl installiert. Seitdem schwelt in 
Nelspruit der Konfl ikt um die Wasserversorgung. 
☞ 11 Die Firma macht Verluste. Die ohnehin 
arme Kommune muss auf Teile der vertraglich 
festgelegten Konzessionsabgabe verzichten, um 
das Unternehmen zu halten. Die armen Bewohner 
der Gemeinde bekommen weiterhin keine Wasser-
anschlüsse. Über die Gründe des Scheiterns wird 
gestritten. Die Vertreter der Kommune und die 
Firma machen die Initiatoren der Zahlungsboy-
kottkampagne verantwortlich. Diese hätten die 
Bevölkerung gegen ihr eigenes Interesse aufge-
wiegelt. Studien kommen zum Ergebnis, dass die 

☞ 8
Ein ausführlicherer Artikel 

zum Urteil des Umweltrates ist 

erhältlich unter:www.institut-

halbach.de/politik/Privatis/

privat7.htm#euwid

☞ 9
Bitte machen Sie deutlich, 

dass die Studie zwar An-

haltspunkte für Erklärungen 

bietet, jedoch aufgrund der 

beschränkten Auswahl von 

Projekten keine endgültigen 

Schlüsse erlaubt.

☞ 10
Regen Sie anhand des Arbeits-

blattes MIII - 4  eine Diskus-

sion unter den SchülerInnen 

an. Kann anhand der Fakten 

festgestellt werden, ob die 

Privatisierung in Manila eher 

ein Erfolg oder ein Misserfolg 

ist?

Es kann auch eine ergänzende 

Internet-Recherche angeregt 

werden. Die Eingabe von 

„Manila Wasserprivatisierung“ 

wird mit fast 100 Treffern be-

lohnt. Besonders lohnend der 

Artikel: www.zeit.de/2003/

35/Manila_Cancun_Teil_2

☞ 11 
Der Film „Troubled Waters“ 

berichtet über den Konfl ikt 

in Nelspruit. Er gibt die ver-

schiedenen Perspektiven des 

Unternehmens, der Kommune, 

der Vertreter der Boykottkam-

pagne sowie der Bewohner 

wieder. Der Film ist als VHS 

und als DVD in englischer 

Sprache verfügbar (evtl. ab 

Frühjahr 2005 auch in deut-

scher Sprache). 

Ausleihe über KOSA im 

Welthaus Bielefeld, Tel. 

0521-98648-0/-11 oder 

kosa@kosa.org
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Bewohner der Gemeinde schlicht zu arm sind, um 
die Wasserrechnungen zahlen zu können.
☞ MIII - 5a und 5b Die Arbeitsblätter geben 
die Zusammenfassung der Ergebnisse einer Stu-
die wieder, welche die Ursachen des Scheiterns 
in Nelspruit beleuchtet. ☞ 12 Während die 
englische Fassung des Arbeitsblattes auf das 
Verstehen der Sinnzusammenhänge ausgerichtet 
ist, und die Beantwortung konkreter Fragen als 
Aufgabe stellt, ist die Aufgabe der deutschen 
Fassung offener gehalten, gibt den SchülerInnen 
daher größere Interpretationsspielräume. 

II. Globalisierungs-
gut Wasser
1. Was ist GATS?

Derzeit werden wichtige Weichenstellungen 
für die Versorgung aller Menschen mit lebens-
wichtigen Gütern wie Bildung, Gesundheit und 
eben auch Wasserversorgung etc. verhandelt. 
Die Welthandelsorganisation WTO (World Trade 
Organisation) treibt die Verhandlungen über das 
so genannte GATS-Abkommen voran. Die vier 
Buchstaben GATS stehen für „General Agreement 
on Trade in Services“. Dieses Abkommen wur-
de von der Welthandelsorganisation WTO 1995 
geschlossen. Erstmals gelten seitdem weltweit 
verbindliche Regeln für den globalen Handel mit 
Dienstleistungen. 

Das Dienstleistungs-Abkommen GATS stützt 
sich auf dieselben Grundprinzipien, die für den 
Handel mit Waren festgelegt wurden. Diese Prin-
zipien betreffen den Marktzugang, die Inländer-
behandlung und die Meistbegünstigung.

Marktzugang: Handelshemmnisse sollen 
beseitigt und der einheimische Markt soll für aus-
ländische Anbieter geöffnet werden. Regierungen 
müssen nachweisen dass alle getroffenen Maß-
nahmen und Regulierungen „die am wenigsten 
handelsverzerrende Option darstellen“ (Notwen-
digkeitsklausel, Art. VI, GATS)

Im weltweiten Handel mit Dienstleistungen 
können so private Unternehmen staatliche Regu-
lierungen als Handelshemmnisse vor der WTO in 
Frage stellen. Subventioniert ein Staat z.B. die 
öffentliche Wasserversorgung, um der armen Be-
völkerung den Zugang zu Wasser zu erleichtern, 
so könnte dieser Staat von privaten Konzernen 
vor der WTO verklagt werden – es sei denn, das 
private Unternehmen wird ebenfalls subventio-

niert. Auch arbeitsrechtliche Regelungen werden 
nach GATS-Logik zu „wettbewerbsschädlichen 
Kosten“. Vertreter der Umweltverbände befürch-
ten zudem die Einschränkung umweltpolitischer 
Regulierungen auf ein Minimum. 
☞ 13 + ☞ MIII – 6 

Die GATS-Vorstellungen gehen soweit, dass 
in Zukunft jede beabsichtigte staatliche Rege-
lung, also jedes Gesetz, im Vorfeld bei der WTO 
angemeldet werden soll, um prüfen zu können, 
ob dadurch irgendwelche Handelshemmnisse 
entstehen könnten. 

Die Inländerbehandlung fordert, dass aus-
ländische und inländische Unternehmen gleich 
behandelt werden müssen, also inländischen 
Firmen nicht bevorzugen werden dürfen. Damit 
verkleinert sich auch der Spielraum von Regie-
rungen, Aufträge an soziale und ökologische 
Standards zu knüpfen. 

Die zwingende Gleichbehandlung von armen 
und reichen Ländern, die im GATS vorgesehen 
ist, macht entwicklungspolitische Zielsetzungen 
zunichte. Das GATS ebnet den Weg für eine neue 
Kolonialisierungswelle. Multinationale Konzerne 
werden sich die Märkte in den armen Ländern 
aufteilen, bevor diese in der Lage sind, eigene 
Dienstleistungssektoren aufzubauen.

Die Meistbegünstigung besagt, dass ein 
Land die günstigsten Bedingungen, die sie einem 
Dienstleistungserbringer eines anderen Landes 
gewähren, auch allen anderen gewähren müssen. 
Der Aufbau regionaler Wirtschaftsräume, in de-
nen sich Entwicklungsländer abseits des globalen 
Marktes durch gegenseitige Handelserleichterun-
gen in ihrer Entwicklung unterstützen können, 
wird damit erschwert.

Ausgenommen von den Verhandlungen sind 
„Dienstleistungen“, die „in Ausübung hoheitli-
cher Gewalt“ erbracht werden. Dies sind Dienste, 
die „weder zu kommerziellen Zwecken noch im 
Wettbewerb mit einem oder mehreren Dienstleis-
tungserbringern erbracht werden“. Dies ist nur 
für sehr wenige Sektoren der Fall, z.B. für Militär, 
Zentralbanken, Gesundheitsämter und Polizei. 
☞ 14

Wie funktionieren die GATS-Verhandlun-
gen? Zunächst verlangt jedes Land von anderen 
Ländern, bestimmte Dienstleistungssektoren 
dem Weltmarkt zu öffnen (Forderungen). Danach 
übermitteln die Länder geheim, welche Sekto-
ren sie zu öffnen bereit sind (Angebote). Bei 
Unstimmigkeiten werden dann Verhandlungen 
in geschlossenen „Green-Room-Sitzungen“ ge-
führt, zu denen nur wichtige Entwicklungsländer, 
wie Indien oder Brasilien geladen werden. Am 
Ende einer Handelsrunde werden schließlich 

☞ 12
Die Studie ist als PDF-Datei 

verfügbar: www.cps.org.za/

cps%20pdf/RR99.pdf

Sie eignet sich auch zur 

Bearbeitung im Anschluss an 

den oben empfohlenen Film 

„Troubled Waters“.

☞ 13
Arbeitsblatt MIII - 6 stellt 

exemplarisch unterschiedli-

che Prinzipien von GATS und 

bisherigem deutschen Um-

weltrecht gegenüber.

☞ 14
Lassen sie die SchülerInnen 

nach Beispielen für solche 

Ausnahmen suchen: Selbst im 

Bereich Bildung (Privatschu-

len) besteht Wettbewerb.

Ausgenommen, wäre nur (da 

hoheitliche Aufgabe) die 

Verleihung akademischer und 

staatlicher Abschlüsse.
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die noch offenen Punkte aller WTO-Abkommen 
(Agrarabkommen, GATS, Anti-Dumping, TRIPS) 
gegeneinander ausgehandelt. Dies geschieht in 
einem sehr schnellen Verhandlungsmarathon. 
Die Geheimverhandlungen sind in hohem Maße 
intransparent und werden nicht mit den Natio-
nalparlamenten abgestimmt. ☞ 15

Ziel der WTO ist es, durch immer neue 
Verhandlungsrunden, den weltweiten Handel 
zu erleichtern, indem Handelshemmnisse mehr 
und mehr beseitigt werden. Seit dem Jahr 2000 
laufen Neuverhandlungen über den Handel mit 
Dienstleistungen. Diese sollten bis 2005 abge-
schlossen sein. Doch die Verhandlungen verzö-
gern sich. Anfang 2004 hatten erst 38 Länder 
ihre Angebote überhaupt eingereicht. Experten 
rechnen mit einem Abschluss der derzeitigen 
GATS-Handelsrunde frühestens im Jahr 2007.

Die Europäische Kommission führt die Ver-
handlungen für alle EU-Staaten. Zuständig für 
die dortige Vertretung der deutschen Interessen 
sind Beamte des Bundeswirtschaftsministeriums. 
Der Bundestag hat während der Verhandlungen 
keinen Einfl uss, stimmt nach deren Abschluss 
über die GATS-Ergebnisse jedoch als Paket ab.

2. GATS, Wasser, Entwicklungs-
länder und die Rolle der EU 
Die Europäische Union forderte von 72 Staaten, 
darunter 65 Entwicklungsländer, die radikale 
Öffnung ihrer Wassermärkte. ☞ 16 Die EU selbst 
hat kein Angebot in diesem Bereich unterbreitet. 
Trotzdem spielt sie eine bedeutende und aggres-
sive Rolle innerhalb der GATS-Verhandlungen um 
den Wasserbereich. Als Standort der größten 
Wasserkonzerne ist die EU die treibende Kraft 
bei der Liberalisierung des Wassersektors durch 
GATS. In der Zusammenfassung ihrer Forderun-
gen an die WTO-Staaten bezeichnet die EU „Um-
weltdienstleistungen“ wie die Wasserversorgung 
als „Schlüsselsektoren für die EU“. ☞ 17

Zwar fallen grundsätzlich alle Dienstleis-
tungen unter das GATS. In der Praxis werden die 
Verhandlungen jedoch anhand einer Liste zu ver-
handelnder Dienstleistungen geführt, die zwölf 
Dienstleistungssektoren mit 155 Subsektoren 
enthält. Bisher fehlt die Wasserversorgung in 
dieser Liste. Noch kein Land ist Verpfl ichtungen 
im Bereich Trinkwasser eingegangen. Die EU-
Kommission hat daher bei der WTO den Vorschlag 
eingebracht, den Sektor Umweltdienstleistungen 
weiter aufzufächern und einen Subsektor „Wasser 
für menschlichen Gebrauch und Abwasserma-
nagement“ einzufügen. Dieser soll neben der 

Klärung von Abwässern auch Sammlung, Reini-
gung und Vertrieb von Trinkwasser beinhalten. 
Wenn Länder sich in der laufenden GATS-Runde 
dem Druck der Europäischen Union beugen und 
Liberalisierungsverpfl ichtungen im Wassersektor 
übernehmen, wird auch die Wasserversorgung als 
Teil der GATS-Verhandlungen allgemein etabliert. 
Die Aufnahme der Wasserversorgung in den zu 
verhandelnden GATS-Katalog wurde noch nicht 
offi ziell angenommen und stieß bei vielen WTO-
Mitgliedern auf Kritik. Dennoch hat die EU mit 
ihren Forderungen den Trinkwasserbereich auf die 
Agenda der GATS-Verhandlungen gesetzt. ☞ 18

Die Entwicklungsländer wollten keine 
neuen Liberalisierungsrunden innerhalb der 
WTO. Sie wurden von den Industrieländern durch 
Versprechungen, ihnen Verbesserungen im Ag-
rar-Handel einzuräumen, dazu gedrängt. In den 
meisten Dienstleistungssektoren haben die Ent-
wicklungsländer im globalen Wettbewerb kaum 
Chancen. Auch Länder, die eine Liberalisierung 
in einzelnen Fällen zulassen, möchten dies nicht 
im Rahmen der GATS-Verhandlungen vereinba-
ren. Sie fürchten den Druck der WTO, der ihnen 
die politische Kontrolle entzieht. Mike Muller, 
Generaldirektor des südafrikanischen Wasser-
Ministeriums hat wiederholt betont, wie wichtig 
der Unterschied zwischen einer Entscheidung für 
die Beteiligung eines multinationalen Konzerns 
in einem bestimmten Fall ist und der generellen 
Öffnung des gesamten Wassersektors eines Lan-
des durch GATS.

GATS wird häufi g als entwicklungsfreundli-
ches Abkommen bezeichnet, da es den Entwick-
lungsländern mehr Flexibilität erlaubt als viele 
andere WTO-Abkommen. So haben die Entwick-
lungsländer in Verhandlungen erwirkt, dass sie 
selbst defi nieren können, welche Dienstleistun-
gen sie für den globalen Handel öffnen möchten 
– und unter welchen Bedingungen. 

Die Realität sieht jedoch anders aus: Ent-
wicklungsländer haben zwar formal das Recht, 
selbst zu entscheiden, sie stehen in den Ver-
handlungen mit mächtigeren WTO-Mitgliedern 
jedoch unter starkem Druck. Die Tatsache, dass 
die Verhandlungen bilateral und geheim geführt 
werden, erleichtert den Industrieländern den 
Einsatz von Druckmitteln, wie die Aussicht auf 
den Verlust von Entwicklungshilfe und Handels-
vergünstigungen etc.

Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt 
auch die extrem unterschiedliche Verhandlungs-
kapazität der WTO-Mitglieder. Immerhin 20 
Entwicklungsländer haben keine ständige Vertre-
tung bei der WTO in Genf, andere sind personell 
so unterbesetzt, dass sie in den Verhandlungen 

☞ 15
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auf: z.B. zwei große Indus-
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☞ 16
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☞ 17
Ein Dossier zur derzeitigen 
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abzurufen unter: www2.weed-

online.org/uploads/WEED_
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Forderungen der EU analy-

siert. Das ausführliche Papier 

ist als Download verfügbar 

unter: www.menschen-

recht-wasser.de/downloads/

analyse_gats-forderungen.pdf
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kaum vorbereitet sein können. Die reichen Län-
der agieren dagegen mit einem ganzen Stab von 
Experten. Zudem „beraten“ Konzerne die Indus-
trieländer.

Es besteht die Befürchtung, dass als Folge 
des GATS im Wasserbereich staatliche Regulie-
rungsmöglichkeiten aus der Hand gegeben wer-
den. Insbesondere besteht die Gefahr, dass:
• Preisvorgaben zum Schutz der armen 

Bevölkerung als Handelshemmnis beseitigt 
werden

• andere Investitionsaufl agen, wie etwa die 
Versorgungspfl icht für Armenviertel, nicht 
mehr statthaft sind

• der Gestaltungsspielraum für alternative 
Modelle der Wasserversorgung eingeschränkt 
werden (z.B. genossenschaftliche Projekte, die 
eine Gemeinnützigkeit vorschreiben) 

• die Zunahme des Trends, dass mit dem 
verstärkten Engagement global agierender 
Konzerne lokal angepasste, technologisch 
wenig aufwändige, kostengünstige Alternativen 
der Wasserversorgung aus dem Blick geraten

• Umweltstandards nach unten geschraubt 
werden

• Privatisierungen endgültig nicht mehr durch 
Proteste der Bevölkerung rückgängig zu 
machen sind 

3. Demokratie und GATS
Weder auf europäischer noch auf nationaler Ebe-
ne haben die Parlamente einen nennenswerten 
Einfl uss auf die GATS-Verhandlungen. Nicht nur 
die Zivilgesellschaft hat keinen Anspruch auf In-
formationen über den Stand der Debatten, selbst 
ParlamentarierInnen erhalten kaum Zugang zu 
GATS-Dokumenten. Der deutsche Bundestag soll 
zwar nach Abschluss der Verhandlungen über die 
GATS-Ergebnisse als Paket abstimmen, auf deren 
Inhalt hat er jedoch kaum Einfl uss. Trotzdem hat 
sich der deutsche Bundestag mit Anträgen zum 
Thema GATS auseinandergesetzt. Dabei wurde 
deutlich, dass Regierung und Parlament unter-
schiedliche Positionen vertreten. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit tritt dagegen für eine Liberalisierungen 
des Wassersektors ein: Schon der frühere Bundes-
minister Werner Müller begründete die die Libe-
ralisierungsbestrebungen mit der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der Deutschen Wasserwirt-
schaft. Es gehe nicht „…dass wir die Hände in 
den Schoß legen und die Weltmärkte und über 
mittlere Sicht auch den deutschen Markt allein 
ausländischen Unternehmen überlassen.“ (vgl. 

Nikolaus Geiler: Das 20-Milliarden-Euro-Spiel, Die 
Liberalisierung des Wasser- und Abwassermark-
tes, Stuttgart 2004, S. 26). Welche Positionen 
die deutschen Ministeriumsvertreter in dem 
Ausschuss der EU-Kommission vertraten, der die 
Forderungen der EU an die WTO verhandelte, gilt 
als „vertraulich“. ☞ 19

Der Bundestag möchte die globale Öffnung 
der Wassermärkte zumindest im eigenen Land 
und für Entwicklungsländer einschränken. Zwei 
umfangreiche Anträge wurden von den Fraktio-
nen der SPD und der B90-Grünen 2003 gestellt 
und vom Bundestag mehrheitlich beschlossen. 
☞ MIII - 7 Arbeitblatt MIII - 7 stellt je einen 
Auszug aus beiden Anträgen vor und stellt die 
Frage nach Demokratiedefi ziten im Verfahren 
der GATS-Verhandlungen. ☞ 20

4. Die Rolle der Weltbank und 
sonstiger Geldgeber
Die Weltbank ist der wichtigste öffentliche Geld-
geber im Wassersektor. Kredite zwischen 3 und 
3,5 Mrd. US-$ vergibt sie jährlich zur Finanzie-
rung von Wasserprojekten. Für viele verschuldete 
ärmere Länder ist sie der wichtigste Finanzier 
und größte Gläubiger. Seit Anfang der 90er Jahre 
folgt die Weltbank dem Trend der neoliberalen 
Wirtschaftspolitik und fordert gegenüber den 
Ländern des Südens die Privatisierung vormals 
öffentlicher Sektoren. Dies gilt auch für den Was-
sersektor. 

Aufgrund ihrer Machtposition kann die Welt-
bank insbesondere arme, von weiteren Krediten 
abhängige Schuldnerländer zwingen, ihren Was-
sersektor zu liberalisieren und zu privatisieren. 
Kredite für Wasserprojekte werden nur unter 
bestimmten Konditionen vergeben. So fordert 
die Weltbank z.B. in ihrer Länderstudie für Gha-
na, dass die Voraussetzungen für die Beteiligung 
privater Investoren im Wassersektor verbessert 
werden müssen. Schuldenerlass und neue Kredite 
wurden an Preiserhöhungen für Wasser gekop-
pelt, um die Privatisierung vorzubereiten. Zusam-
men mit dem IWF diktierte die Weltbank die voll-
ständige Restrukturierung des Wassersektors in 
Ghana. Vorgesehen ist, dass die profi table urbane 
Versorgung privatisiert werden soll, während die 
ländliche Versorgung weiterhin Staatsaufgabe 
bleibt. Um die ländlichen Gebiete versorgen zu 
können, wird Ghana bei der Weltbank einen 80 
Millionen Dollar-Kredit aufnehmen müssen und 
damit seine Verschuldung erhöhen. Bereits im 
Mai 2001 kam es zu einer Preiserhöhung des 
Wassers um 95 %. Noch vor dem Verkauf der Was-

☞ 19
Die Position des Wirtschafts-

ministeriums zur Liberalisie-

rung der Wasserwirtschaft 

im Zusammengang mit dem 

globalen Wettbewerb fasst 

gut die Rede des Staatssekre-

tärs, Dr. A. Tacke zusammen:

www.bmwi.de/bmwa/

generator/Navigation/

Presse/reden-und-

statements,did=5332.html

☞ 20
Die beiden Anträge sind 

ungekürzt als Download 

verfügbar unter: http://dip. 

bundestag.de/btd/15/005/

1500576.pdf 

und http://dip.bundestag. 

de/btd/15/013/1501317.pdf
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serversorgung sollte eine volle Kostendeckung 
erreicht werden – in einem Land, in dem über 
50% der Menschen von weniger als einem Dollar 
pro Tag leben. Da der Vertrag das private Un-
ternehmen zu keinen Investitionen verpfl ichtet, 
wird Ghana auch nach der Privatisierung hunder-
te Millionen Dollar in die Erneuerung der urbanen 
Wasser-Infrastruktur stecken müssen. ☞ 21

Wichtige multilaterale Geber sind auch die 
Entwicklungsbanken Europas, Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas. Vor allem die asiatische Entwick-
lungsbank engagiert sich stark im Wassersektor. 
Sie alle orientieren sich mehr oder weniger an 
der Politik der Weltbank und deren Konditionali-
tät für Kredite. Auch wenn nicht direkt Privatisie-
rungen verlangt werden, so wird doch der Erhalt 
von Geldern der Entwicklungszusammenarbeit 
häufi g von Bedingungen abhängig gemacht, 
die in Richtung einer Kommerzialisierung der 
Wasserversorgung in den Entwicklungsländern 
steuern. Eine spätere Privatisierung wird dadurch 
erleichtert. So ist z.B. geplant, dass der von der 
Europäischen Union für die Länder Afrikas und 
der Karibik aufgelegte Wasserfonds nur an Länder 
gehen soll, die eine Wassersektorreform vorwei-
sen können. Auch bundesdeutsche Geber, wie 
etwa die Gesellschaft für technische Zusammen-
arbeit (GTZ), die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KFW) und auch das Entwicklungshilfeministeri-
um (BMZ), setzen auf solche Sektorreformen.

5. Weltweiter Widerstand und die 
Forderungen der Globalisierungs-
kritiker? 

Viele negative Beispiele belegen, die verheeren-
den Folgen, die eine Privatisierung haben kann. 
Doch gerade auch im Süden engagieren sich viele 
Menschen mit Erfolg gegen eine Verschlechte-
rung ihrer Lebensbedingungen als Folge von 
Privatisierungen lebenswichtiger Dienstleistun-
gen. ☞ 22

Als etwa in der argentinischen Provinz 
Tucumán der Konzern Vivendi 1993 die Wasser-
versorgung und Abwasserbeseitigung übernahm, 
wurden die Tarife sogleich um durchschnittlich 
100% erhöht. Die Betroffenen reagierten mit 
zivilem Ungehorsam, auch weil die Wasserqualität 
sich verschlechtert hatte und Keime im Leitungs-
wasser entdeckt wurden. Ein Zahlungsboykott 
erreichte schließlich, dass der Verkauf 1998 rück-
gängig gemacht wurde. Das Unternehmen zog 

sich zurück, klagte aber bei der Weltbank. Diese 
entschied gegen das Unternehmen.

Auch der Fall Cochabamba erreichte traurige 
Berühmtheit: Cochabamba ist die drittgrößten 
Stadt Boliviens. Mit dem Verkauf, des städtische 
Wasserunternehmens 1999 wurden die Preise für 
Wasser im Januar 2000 auf einen Schlag verdop-
pelt. Bei einem Durchschnittseinkommen von 60-
100 US$ pro Monat wirkte sich die Erhöhung für 
die ärmere Bevölkerung verheerend aus. Die Was-
serrechnung verschlang bis zu 25% eines Monats-
lohns. Eine Welle des Protests mündete im April 
2000 in einen Volksaufstand. Die Regierung re-
agiert mit militärischer Gewalt. Eine Person wird 
erschossen, über 100 werden verletzt. Schließlich 
gab die Regierung nach und kündigt den Vertrag. 
Die Wasserversorgung ging zurück in staatliche 
Hände. Die Firma hat inzwischen einen Prozess 
angestrengt gegen die bolivianische Regierung, 
von der sie 25 Millionen US Dollar Schadenersatz 
fordert. ☞ 23 Die Möglichkeit zu solchen Klagen 
besteht vor dem Internationalen Zentrum zur 
Lösung von Investitionsstreitigkeiten.

Auch in Deutschland arbeiten viele globali-
sie rungskritische Gruppen zum Thema Privatisie-
rung und Globalisierung der Wasserversorgung. 
☞ 24 Sie haben sich teilweise zu Netzwerken 
zusam men geschlossen, um wie in der Kampag-
ne „Gerechtigkeit jetzt“ ihre Kräfte zu bündeln. 
Besonders engagierte Kampagnenarbeit in der 
Wasserfrage leisten Attac und „Brot für die Welt“. 
Der Verein WEED-Weltwirtschaft, Ökologie & Ent-
wicklung  hat vor allem durch zahlreiche Studien 
und Arbeitspapiere viele inhaltliche Aspekte bei-
getragen. Der Arbeitskreis Wasser beim Forum 
Umwelt und Entwicklung versucht die Arbeit in 
Deutschland zu koordinieren. Die Koordination 
Südliches Afrika KOSA e.V. beschäftigen sich mit 
der Wasserversorgung speziell im südlichen Afri-
ka. 

Die Forderungen der NGO richten sich in 
erster Linie an die eigene Regierung. Die Haupt-
forderungen lauten:
• Transparenz bei allen Verhandlungen und 

Entscheidungen
• Partizipation der Zivilgesellschaft und der 

betroffenen Bevölkerung bei allen Planungen 
und Entscheidungen

• Erhöhung der Mittel für Entwicklungszusammen
arbeit im Wassersektor

• Anerkennung des Menschenrechts auf Wasser
• Konzentration der eingesetzten Mittel auf die 

Wasserversorgung der Ärmsten vor allem im 
ländlichen Raum

• Effi zienter Einsatz der Mittel durch 
Bevorzugung kostengünstiger Techniken

☞ 21
Informationen zum Fall Ghana 

fi nden Ihre SchülerInnen 

unter: www. swisscoalition.ch/

deutsch/fi les/T EkDn.pdf

Ein Interview ist verfügbar 

unter: www.menschen-recht-

wasser.de/downloads/3 1 1 

interview-kwesi-owusu.pdf

Ausführliche Infos in 

engl. Sprache unter: 

www.afrol.com/News2002/

gha015 water privat.htm und

www.citizen.org/cmep/Water/

cmep Water/reports/ghana/

☞ 22
Weitere Informationen zum 

Widerstand gegen Privatisie-

rungen im Süden sind verfüg-

bar unter:

www.swisscoalition.ch/

deutsch/fi les/T EkDn.pdf oder 

ausführlicher in englischer 

Sprache unter 

www.citizen.org/cmep/Water/

cmep Water/reports

☞ 23
Eine Petition an das Internati-

onale Zentrum zur Beilegung 

von Investitionsstreitigkeiten, 

die eine Beteiligung der 

Betroffenen am Verfahren 

einfordert fi nden Sie unter

www.democracyctr.org/

bechtel/international 

petition.htm

☞ 24
Lassen Sie die SchülerInnen 

recherchieren, was Globali-

sierungskritiker fordern und 

welche Mittel sie einsetzen: 

www.attac.de

www.gerechtigkeit-jetzt.de

www.weed-online.org

www.menschen-recht-

wasser.de

www.kosa.org
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• Kein Druck durch Geldgeber zur 
Privatsektorbeteiligung

• Bevorzugte Unterstützung öffentlicher bzw. 
gemeinnütziger Lösungen

• Beschränkung der Privatsektorbeteiligung auf 
Teilbereiche unter Aufsicht einer effi zienten 
Regulierungsbehörde 

• Keine Regelung für den Wasserbereich im GATS-
Rahmen

☞ MIII – 8 Arbeitsblatt MIII – 8 zeigt zum Ab-
schluss als Beispiel zivilgesellschaftlichen Enga-
gements eine Presseerklärung von WEED und At-
tac zur laufenden Welthandelrunde, in der einige 
der in dieser Unterrichtseinheit angesprochenen 
Themen noch einmal angesprochen werden.

6. Exkurs: 
Globaler Flaschenhandel 
Der Wettbewerb auf dem globalen Wassermarkt 
berifft nicht nur um die Übernahme der so ge-
nannten leitungsgebundenen Wassersysteme. 
Auch andere transnationale Unternehmen werden 
im Zuge der Globalisierung im Wassersektor öko-
nomisch aktiv. ☞ 25 Der Markt für Flaschen-
wasser in den Ländern des Südens, vor allem in 
den so genannten Schwellenländern boomt. Der 
globale Flaschenwassermarkt wird von großen 
Konzernen beherrscht. Nestlé, Danone, Coca-Cola 
und Pepsi vermarkten Flaschenwasser fast überall 
auf der Welt. Auch die französischen Konzerne 
Veolia und Suez/ONDEO, die primär im Bereich 
der Wasserversorgungssysteme tätig sind, ver-
markten inzwischen auch Flaschenwasser. Kleine 
lokale Anbieter werden von den großen Konzer-
nen vom Markt verdrängt oder aufgekauft. Vor 
allem Märkte mit einer großen Bevölkerung sol-
len erobert werden, so in Indien und China.

Als Wasser für die breite Bevölkerung in 
ärmeren Ländern hat Nestlé die Marke „Pure Life“ 
kreiert. Sie wird in den einzelnen Ländern abge-
füllt und vermarktet. Auch bei ärmeren Schichten 
soll ein Markenbewusstsein geweckt werden. 
Mehr als 30 Millionen US$ pro Jahr werden für 
das Marketing dieses Produktes eingesetzt (Fla-
schenwasser - der Markt boomt!, Frank Kürsch-
ner-Pelkmann, Hrsg.: Brot für die Welt, Stuttgart 
2003). ☞ 26

In Pakistan wurde mit Seminaren zu Ge-
sundheitsfragen, bei denen nicht direkt Werbung 
für „Pure Life“ betrieben wurde, die Qualität des 
Leitungswassers und von Flaschenwasser lokaler 
Anbieter aber negativ bewertet wurde. Ange-
sichts globaler Kritik an solch fragwürdigen For-
men der Werbung hat Nestlé diese Marketingform 
für „Pure Life“ inzwischen wieder eingestellt.

Auch in Indien besteht ein riesiger wachsen-
der Markt für Flaschenwasser. Bisher beherrscht 
der indische Bisleri-Konzern das Geschäft in Indi-
en. Angesichts der Konkurrenz der „global play-
er“ ist der Marktanteil von knapp 60% Mitte 2000 
auf 37,6 % im Februar 2002 gesunken. ☞ 27

Flaschenwasser ist keine Alternative 
zum Leitungswasser. Flaschenwasser ist vor 
allem nicht nachhaltig. In den Ländern, in de-
nen die Trinkwasserqualität unzureichend ist, 
erfordert die Verbesserung der Versorgung mit 
Leitungswasser sehr viel weniger Investitionen 
und laufende Kosten als die Versorgung mit Fla-
schenwasser. Flaschenwasser ist gerade für die 
ärmeren Menschen allein wegen der hohen Preise 
keine wirkliche Alternative. Die Armen bezahlen 
dabei um ein Vielfaches höhere Preise als für alle 
anderen Formen der Wasserversorgung. Nicht 
nur fi nanzielle, auch ökologische Gesichtspunkte 
lassen den globalen Boom von Flaschenwasser 
fragwürdig erscheinen.  Denn das zentrale Abfül-
len von Milliarden Flaschen Wasser bereiten gro-
ße ökologische Probleme – zumal in Ländern, in 
denen Wasser ein knappes Gut ist.

☞ 25
Ein Hintergrund-Papier 

zum Thema Flaschenwasser 

ist als Download verfügbar 

unter: www.menschen-

recht-wasser.de/downloads/

3_1_5_hintergrund-

fl aschenwasser.pdf

☞ 26
Wie bewerten es ihre Schü-

lerInnen, dass angesichts 

der Wassermisere in vielen 

ärmeren Ländern und den 

knappen öffentlichen Gel-

dern Millionen für Marketing 

ausgegeben werden.

☞ 27
Fragen Sie die SchülerInnen, 

ob es einen Unterschied 

macht, ob nationale Unter-

nehmen oder internationale 

Konzerne den Flaschenmarkt 

in Entwicklungsländern 

beherrschen? 
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Privat oder öffentlich?
Optionen für Privatsektorbeteiligungen, Zuständigkeit und 
Verantwortung

Option 
Eigen-

tum der 
Anlagen

Betrieb 
und 

Instand-
haltung

Investi-
tionen

Ge-
schäfts-
risiko

Dauer

Beteili-
gung der 
öffent-
lichen 
Hand

Öffentliche Versorgung
öffent-

lich
öffent-

lich
öffent-

lich
öffent-

lich
un-

begrenzt
Maximum

Dienstleistungsvertrag

Managementvertrag

Leasing/Pachtvertrag

Konzessionsvertrag

BOT-Vertrag 
(Built-Operate-Transfer)

Vollständige 
Privatisierung

privat privat privat privat
unbe-
grenzt

Minimum

Quelle: Weltbank; jedoch bearbeitet für Unterrichtszwecke

Aufgabe
• Bitte füllen Sie zunächst gemeinsam die Tabelle aus, indem Sie entscheiden, bei welchen der 

Vertragsarten das Eigentum, die Verantwortung für die genannten Aufgaben und das Risiko eher 
„öffentlich“ oder „privat“ bleiben. Füllen Sie auch für welche Zeiträume die Verträge in der Regel 
abgeschlossen werden.

• Diskutieren Sie dann in der Gruppe, bei welchen Privatisierungsarten staatliche Kontrolle und 
Regulierung am notwendigsten sind. Vergeben Sie Ziffern von 0 – 5, wobei die 0 für keinen Bedarf 
steht und die 5 für starken Regulierungsbedarf. 

• Diskutieren Sie dann, was staatliche Regulierungsbehörden im Wassersektor vor allem  
kontrollieren sollten.
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In den Entwicklungsländern  fi nanziert der öffentliche Sektor 65-70% der Infrastruktur in der 
Wasserversorgung, Entwicklungshilfegelder fi nanzieren 10-15%, ebensoviel internationale pri-
vate Unternehmen und etwa 5% die einheimische Privatwirtschaft (World Panel on Financing 
Water Infrastructure, 2003). 

Pro: 10-15 % private Investitionen durch in-
ternationale Konzerne ist viel Geld. Immerhin 
schätzt die Weltbank die Gesamtinvestitionen 
auf 60 Mrd. US$. Durch private Investitionen 
fl ießt viel Geld in die Wasserversorgung der 
Entwicklungsländer.

Kontra: Nur weil die Privatwirtschaft sich mit 
10-15% an der Finanzierung beteiligt, sollte 
man ihr die Versorgung der Bevölkerung mit ei-
nem lebenswichtigen Gut nicht überlassen und 
lieber die demokratische Kontrolle über einen 
lebenswichtigen Sektor verteidigen. 

Seit 1996 sind die Privatinvestitionen in Entwicklungsländern rückläufi g, da die Risiken offen-
bar zu groß und die Gewinne zu gering sind. Dort wo der größte Anteil der Menschen keinen 
Zugang zu sauberem Trinkwasser hat, etwa in ländlichen Regionen, besteht soundso kaum 
Hoffnung auf private Investoren.

Pro: Dann sollte die Politik versuchen, den 
privaten Unternehmen zusätzliche Anreize zu 
geben, damit Privatinvestitionen sich wieder 
lohnen, z.B. durch Subventionen.

Kontra: Nun sollte die Politik endlich die Wege 
einschlagen, die notwendig sind, um die Armen 
zu versorgen. Auf keinen Fall sollten öffentliche 
Gelder fl ießen, um Unternehmen Gewinne zu 
sichern.

Auch dort, wo sich die private Wirtschaft im Wassersektor engagiert, sind der größte Teil der 
investierten Gelder Kredite der Weltbank und anderer Entwicklungsbanken, es handelt sich 
also auch hier vorwiegend um öffentliche Gelder. 

Pro: Aber die Weltbank vergibt eben keine Kre-
dite an öffentliche Unternehmen, wenn diese 
nicht kreditwürdig sind, daher muss der Weg 
über die Privatwirtschaft gehen.

Kontra: Es muss eine Regelung getroffen wer-
den, damit auch fi nanzschwache Kommunen 
Kredite der Weltbank und der Entwicklungsban-
ken erhalten können. 

Investitionen des Privatsektors im Wasserbereich erreichen die Armen oft nicht. Die Konzerne 
suchen sich die „Filetstücke“ heraus und investieren in den lukrativen Metropolen der Schwel-
lenländer. Die dort erzielten Gewinne werden nicht eingesetzt zur Quersubventionierung un-
rentabler Gebiete, sondern fl ießen den Aktionären zu.

Pro: Dass private Geldanleger ein Rendite haben 
wollen, ist nur fair.

Kontra: Dass Anleger eine Rendite erzielen, 
wenn Arme darunter leiden, ist unmoralisch.

Werden private Investitionen mit Entwicklungshilfegeldern gefördert, fehlt das Geld für Was-
serprojekte in den Ländern, die es am nötigsten brauchen. 

Pro: Aber immerhin fl ießt mehr Geld in die gro-
ßen Städte der Schwellenländer. Die Menschen 
dort profi tieren. Man muss die Prioritäten so 
setzen, dass insgesamt am meisten Geld mobi-
lisiert wird.

Kontra: Gelder der Entwicklungszusammen≠arb
eit sollten mit Priorität dort eingesetzt werden, 
wo die Menschen profi tieren, die unsere Unter-
stützung am nötigsten brauchen.

Wie lautet 
Ihre Meinung?

Fakten und Argumente  
Pro oder Kontra Privat-
investitionen der Konzerne?
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Folgende Zahlen ergaben sich bei der Überprüfung von 304 Weltbankprojekten im Wassersektor durch 
die Evaluationsabteilung der Weltbank:

Leistungskriterium Mit Privatsektorbeteiligung Ohne Privatsektorbeteiligung

Vor 
Projektbeginn

Nach 
Projektbeginn

Vor 
Projektbeginn

Nach 
Projektbeginn

„Wasser für alle“

Anteil der Haushalte mit 
Wasseranschluss

66% 80% 70% 86%

Anteil der Haushalte mit 
Abwasseranschluss

38% 48% 32% 41%

„Effi zienz der Dienstsleistung“

Wasserverluste im System 53% 46% 40% 38%

Zahl der Angestellten 
pro 1000 angeschlossene 
Haushalte

8,2 4,2 7,6 4,4

„Nachhaltigkeit der Dienstleistung“

Wirtschaftliche Nachhal-
tigkeit (Betriebskosten/
Gebühreneinnahmen)

0.77 0.70 0.71 0.66

Ökologische Nachhal-
tigkeit (Anteil des ge-
reinigten am gesamten 
Abwasser)

7% 13% 9% 31%

Quelle: OED (Operation and Evaluation Department, World Bank) 2003, Report Nr. 26443, Effi cient, 
Sustainable Service for All?

Aufgaben
1. Welche prozentuellen Steigerungen lassen sich bei privaten und öffentlichen Unternehmen aus-

machen, bezüglich der Anschlüsse von Haushalten an Wasserver- und Abwasserentsorgung? Sind 
die Unterschiede aussagekräftig?

2. Die privaten Unternehmen waren erfolgreicher, die Wasserverluste im System zu verringern. Um 
wie viel Prozent? Ist der Unterschied aussagekräftig? Wenn ja, haben Sie eine Vermutung, warum 
private Unternehmen sich hier mehr engagieren?

3. Angenommen die privaten und öffentlichen Unternehmen versorgen jeweils 10 Mill. Haushalte, 
wie viele Arbeitsplätze gingen im Projektzeitraum bei den öffentlichen, wie viele bei den privaten 
verloren? Gibt es einen relevanten Unterschied?

4. Der Anteil der gereinigten Abwässer ist bei den öffentlichen Unternehmen erheblich höher. Wel-
che Gründe vermuten Sie?

Private und öffentliche 
Unternehmen: 
Gibt es einen Unterschied?
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Das Beispiel: Manila

1995 waren in der philippinischen Metropole 
Manila 3,6 Millionen Menschen nicht an die 
Wasserversorgung angeschlossen. Sie waren 
darauf angewiesen, Wasser bei kleinen privaten 
Straßenhändlern zu kaufen und gaben dafür ein 
Vielfaches dessen aus, was diejenigen zahlten, 
die an ein Leitungsnetz angeschlossen waren. Mit 
der Privatisierung der Wasserversorgung im Jahr 
1997 wurden zwei Unternehmen im Konzessions-
vertrag verpfl ichtet, den Großteil der Bevölke-
rung mit der öffentlichen Wasserversorgung zu 
verbinden. 

Innerhalb von fünf Jahren wurden tatsäch-
lich rund zwei Millionen Menschen mehr an das 
System angeschlossen. Die Zahl der Neuanschlüs-
se stieg pro Jahr von ca. 17.000 auf 54.000. 
Doch die vereinbarten Zielvorgaben wurden bis 
Ende 2003 nicht erreicht. Auch die Berechnung 
der Erfolgszahlen wird bezweifelt, so dass diese 
möglicherweise nach unten korrigiert werden 
müssen. Das Ausmaß der Wasserverluste durch 
lecke Rohe und Wasserdiebstahl hat sich im Ge-
biet einer der beiden Unternehmen sogar erhöht, 
bei dem anderen stagnieren die Verluste. Bis zum 
Jahr 2003 waren in beiden Zonen die Wasserge-
bühren auf das Zwei- bis Fünffache angestiegen. 

Eine Befragung der Einwohner im Jahr 2000 
ergab ein gemischtes Bild: 33% fanden die Ver-
sorgung besser, 55% sahen keinen Unterschied 
und 12 stellten sogar eine Verschlechterung seit 
der Privatisierung fest (UNDP Bericht über die 
menschliche Entwicklung 2003, S. 149). 

Die Qualität der Versorgung wird vor allem 
in den Armenvierteln bemängelt. Der Wasser-
druck reiche nicht aus, um das Rohrsystem 
keimfrei zu halten. Cholera-Erkrankungen seien 
die Folge. Die Firma verteidigt sich: Bei dem 
großen Ausmaß der Wasserdiebstähle durch ille-
gale Anschlüsse sei es kein Wunder, dass Keime 
ins Wasser geraten. Viele arme Haushalte ohne 
Wasseranschlüsse können sich jedoch das teure 
Wasser von privaten Händlern nicht leisten und 
sind angewiesen darauf, Wasser illegal zu zapfen. 
Aufgrund der vielen Probleme, haben die beiden 
Konzessionäre darum gebeten, die Konzession 
zurückgeben zu dürfen. 

Erfolg oder 
Misserfolg?

Kinder in Manila spielen im Abfall am Wasser
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(…)

4.6 Schlussfolgerung                                                        
                 
Schwache Regulierungskapazitäten haben sicher-
lich zu den Problemen mit der Konzession beige-
tragen. Die Probleme haben jedoch ihre Wurzeln 
in den Mythen darüber, was markt-orientierte 
Lösungen der Dienstleistungsversorgung behaup-
ten leisten zu können. Zuerst werden kommunale 
Verwaltungen zu der konzeptionellen Idee einer 
Konzessionsvergabe verlockt mit dem Verspre-
chen, dass der Privatsektor das wirtschaftliche 
Risiko bezüglich seiner fi nanziellen Investitionen 
trägt. In der Praxis sind die Kommunalverwaltun-
gen jedoch nicht davor gefeit, die fi nanzielle Last 
der wirtschaftlichen Risiken zu tragen, sollten 
die Konditionen der Vereinbarungen über die 
Erbringung der Dienstleistungen für den Konzes-
sionär nicht mehr vorteilhaft sein. 

Die Einführung von Konzessionen in einer 
noch jungen Demokratie untergräbt den Aufbau 
einer ohnehin schon schwachen lokalen Verwal-
tung. (…)

Die Lektion, die bisher in diesem Prozess 
sowohl dem Konzessionär als auch der lokalen 
Verwaltung erteilt wurde, lautet, dass technische 
Lösungen die Probleme der Armut nicht lösen 
können. Die Bezahlung von Dienstleistungen ist 
nicht einfach eine technische Frage von klaren 
an die Kunden gerichteten Rechnungen und der 
Einrichtung von Kundenservice-Stellen in den 
Township-Gebieten. Die Bezahlung von Dienst-
leistungen ist eine politische Frage, wenn sie 
die Zahlungsfähigkeit armer Menschen berührt. 
Die Geschichte der Apartheid und die historisch 
katastrophale Versorgung mit Dienstleistungen 
in den Townships machen verständlich, wie das 
Problem der Nicht-Zahlung gelöst werden könnte. 
Ein Beginn wäre, die Menschen in den Gemeinden 
in den Dienstleistungsprozess einzubeziehen, 
damit sie besser verstehen, wie die Versorgung 
mit Dienstleistungen funktioniert, was es bedeu-
tet ein verantwortlicher „Kunde“ zu sein, und wie 
der Dienstleistungserbringer zur Verantwortung 
gezogen werden kann.

Arme als Kunden? 
Funktioniert das?

Diese Schritte sind Teil einer Demokratisie-
rung der Dienstleistungen, sie müssen gesteuert 
werden von der kommunalen Verwaltung und den 
politischen Repräsentanten. 

Eine Konzession beansprucht eine nützliche 
Versorgungsalternative für Dienstleistungen zu 
sein, indem sie die dringend benötigten Finanz-
mittel und technisches Fachwissen anbietet 
– jedoch nicht auf Kosten der Aushöhlung der 
St eue rungsfähigkeit von kommunalen Vertretun-
gen und indem die Fähigkeit gering verdienender 
Bevölkerungsgruppen unterhöhlt wird, Zugang zu 
Wasser zu bekommen. 

Hier beinhaltet die Konzession ein Paradox 
als Dienstleistungs-Versorgungs-Modell. Sie 
wurde zwar eingerichtet, um die Bedürfnisse der 
Armen zu befriedigen, doch die Logik von Profi t 
und Effi zienz, die das Management der Konzes-
sion leitet, führt nicht zu der Geduld und Flexi-
bilität, die die Versorgung der Armen erfordert. 
Außerdem ist der Management-Stil von privaten 
Unternehmen darauf ausgerichtet, Macht und 
Entscheidungsprozesse über die Wasserversor-
gung in abgeschotteten Wirtschaftunternehmen 
zu konzentrieren – ein Trend, der gegenläufi g zu 
Demokratisierungsprozessen verläuft, welche un-
bedingt notwendig sind, wenn Dienstleistungen 
in einer sozial gerechten Weise erbracht werden 
sollen. Die Einschätzung, ob die Konzession ein 
angemessenes Dienstleistungs-Versorgungs-Mo-
dell für Nelspruit ist, lautet, dass diese offen-
sichtlich nicht geeignet ist, die Versorgung mit 
einer lebenswichtigen Dienstleistung in Gebieten 
mit hohen Armutsraten zu gewährleisten. 

(Aus: Dr. Laïla Smith, Testing the limits of 
market-based solutions to the delivery of essential 
services: the Nelspruit Water Con ces sion, Centre for 
Policy Studies, Johannesburg 2003) 

Aufgabe
Bitte schreiben Sie eine kurze Zeitungsnotiz von 
ca. 100 Worten, in der die wichtigsten Ergebnisse 
der Untersuchung zusammengefasst sind.
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(…)

4.6 Conclusion                                                         
               
Poor regulatory capacity has certainly contri-
buted to a crisis in the governance regime of 
the concession. The problems facing the con-
cession, however, are rooted in the myths of 
whatmarket oriented service delivery solutions 
purport to offer. First, local authorities are 
drawn to the conceptual idea of concessions 
because of the promise that the private sector 
will take the commercial risk through its fi nancial 
investment. In practice, however, the local au-
thority is not immune from bearing the fi nancial 
burden of these commercial risks should the 
conditions of the service delivery agreement 
no longer be favourable to the concessionaire. 
The introduction of a concession in a fl edgling 
democracy undermines the building of an already 
weak local authority. (…)

The lessons learnt in this process to date 
have taught both the concessionaire and the 
local authority that technical solutions do not 
solve the political problems of poverty. The 
payment for services is not simply a technical 
matter of getting clear bills out to service users 
and establishing kiosks for customer care within 
township areas. The payment for services is a 
political issue when it comes to poor people’s 
ability to pay. The history of apartheid and 
the historically abysmal context of service 
delivery to townships matter in shaping an 
understanding of how to resolve the non-
payment problem. A starting point is to involve 
communities more widely in the service delivery 
process so that they can better understand how 
service delivery works, what it means to be a 
responsible ‘customer’ and how to hold their 
provider accountable. These steps are part of 
democratising service delivery and must be 
steered by the local authority and its political 
representatives.

The Poor as Customers? 
Does it work?

A concession claims to be a useful service 
delivery alternative in offering much needed 
fi nancial services and technical expertise but not 
if is at the cost of eroding the governance of the 
local authority and undermining the ability of 
low income communities to access water.

Here is where the concession presents a 
paradox as a service delivery model. As a service 
delivery model set out to meet the needs of the 
poor, the logic of profi t and effi ciency that drive 
the management of concessions does not lend 
itself to the patience and fl exibility required to 
deliver services to poor people. Furthermore, 
the management style of concessions is to 
concentrate power and the decision making 
processes of water distribution into a ring fenced 
business unit – a trend that moves counter to 
the democratisation processes that are vital if 
services are to be delivered in a socially just 
manner. In appraising whether the concession 
was the appropriate service delivery model for 
Nelspruit, the evidence suggests that this model 
is not suitable for the delivery of an essential 
service like water in areas with high levels of 
poverty.

(From: Dr. Laïla Smith, Testing the limits of 
market-based solutions to the delivery of essential 
services: the Nelspruit Water Conces sion, Centre for 
Policy Studies, Johannesburg 2003). 

Aufgaben 
Bitte lesen Sie den Text, ohne jedes Wort zu 
übersetzen. Versuchen Sie den Sinn zu verstehen 
und beantworten Sie kurz folgende Fragen:
1. Nennen Sie bitte drei Gründe  für das 

Scheitern der Privatisierung. 
2. Welche Auswirkungen hat die Privatisierung 

auf die Demokratisierung?
3. Welches Paradox beinhaltet die Privatisierung?
4. Wie lautet die abschließende 

Schlussfolgerung?
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Macht GATS den Umweltschutz 
zum Handelshemmnis?

GATS-Prinzipien Prinzipien des deutschen Umweltrechtes

Notwendigkeitsklausel: 
Regierungen müssen aufgrund der Notwendig-
keitsklausel (Art. VI, GATS) nachweisen, dass 
alle national getroffenen Maßnahmen und 
Regulierungen „die am wenigsten handelsver-
zerrende Option darstellen. 

Vorsorgeprinzip:
Das Vorsorgeprinzip schreibt einen vorsichtigen 
und nachhaltigen Umgang mit dem Wasser-
haushalt vor. Regierungen sind demnach ver-
pfl ichtet, vorsichtig und zum Wohle des Bürgers 
sowie der Umwelt zu handeln, und zwar beson-
ders dann, wenn über eine Frage noch nicht 
genügend gesicherte Erkenntnisse verfügbar 
sind.

Wasser-Dienstleistungsnorm:
Eine Wasser-Dienstleistungsnorm verpfl ichtet 
alle im Wassersektor aktiven Unternehmen, ihre 
Dienstleistungen nach festgeschriebenen Quali-
tätskriterien zu erbringen.

Minimierungsgebot:
Im deutschen Umweltrecht gilt das Minimie-
rungsgebot. Es beinhaltet, dass ein Wasserbe-
trieb auch bei Einhaltung der Grenzwerte stän-
dig bemüht sein muss, den Schadstoffgehalt im 
Trinkwasser zu minimieren.

Aufgabe in Partnerarbeit
Suchen sie sich je eine der beiden folgenden Positionen aus und diskutieren Sie kontrovers:

  Das 
Vorsorge prin zip ist als 

wichtigste Errungenschaft des 
Umweltrechts sowie des Verbrau-

cherschutzes zu sehen. Sie dient den 
Menschen und der Umwelt. Die Not-

wendigkeitsklausel des GATS da gegen 
dient den Interessen internationaler 
Konzerne. Sie sorgt für einen Stan-
dard, der sich an den Staaten mit 

den geringsten Umweltaufl a-
gen orientiert.

Bei einem glo-
balen Handelssystem 

müssen für alle Unternehmen 
gleiche Bedingungen herrschen, 

sonst kann es keinen funktionieren-
den Wettbewerb geben. Daher sind 

Normen für alle Staaten sinnvoll und 
notwendig. Das Minimierungsgebot 
führt dazu, dass Staaten mit beson-

ders sorgfältigen Umweltschüt-
zern im globalen Wettbewerb 

benachteiligt werden.
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Drucksache 15/576
Antrag der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

GATS-Verhandlungen – 
Transparenz und Flexibilität 
sichern

 (…) Der Deutsche Bundestag fordert die Bun-
desregierung auf, 
1. auf die EU-Kommission nachdrücklich ein-

zuwirken, dass diese die Zeitabläufe der na-
tionalen Parlamente stärker berücksichtigt, 
damit die Regierungen der Mitgliedstaaten 
ihre Parlamente früher und umfassender in-
formieren. So können diese die komplexen 
Vertragsangebote angemessen beraten. Auf 
Vertraulichkeit kann dabei weitgehend ver-
zichtet werden;

2. alle betroffenen Fachausschüsse des Deut-
schen Bundestages frühzeitig, regel mäßig, 
umfassend und detailliert über den Fortgang 
der GATS-Verhandlungen zu informieren, da-
mit der Deutsche Bundes tag rechtzeitig vor 
grundsätzlichen Stellung nahmen zu Libera-
lisierungsangeboten der EU an die WTO-Mit-
gliedstaaten sein Votum abgeben kann;

3. die betroffenen und interessierten Organi-
sationen und Verbände, insbesondere die 
Sozialpartner frühzeitig und im Detail zu in-
formieren und ihnen offi ziell Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben;

4. durch die EU-Kommission darauf hinzuwir-
ken, geeignete Formen der Transparenz der 
GATS-Verhandlungen für eine breitenwirksame 
Partizipations- und Diskussionsmöglichkeit zu 
fi nden, zum Beispiel, indem alle rele  van ten 
Verhandlungsangebote und Verhandlungsfor-
derungen auf der entsprechenden Internet-
seite eingestellt werden, und so auch einer 
breiteren Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stel-
lungnahme gegeben wird. (…)

Berlin, den 12. März 2003
Franz Müntefering und Fraktion/ Katrin Dagmar 
Göring-Eckardt, Krista Sager und Fraktion

Deutscher Bundestag, 
15. Wahlperiode   

Drucksache 15/1317
Antrag der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Sicherung eines fairen und nach-
haltigen Handels durch eine um-
fassende entwicklungsorientierte 
Welthandelsrunde
Der Bundestag wolle beschließen:
(…) Widersprüchlich ist, dass die EU einerseits 
die eigenen Wassermärkte nicht im Rahmen des 
GATS-Abkommens liberalisieren möchte, anderer-
seits aber Forderungen zur Öffnung der Märkte 
im Wassersektor an viele Entwicklungsländer 
gestellt hat. Wasser kann nicht wie eine beliebige 
Ware, ein beliebiges Handelsgut betrachtet wer-
den. Deshalb sollte kein Druck erzeugt werden, 
diesen Bereich im Rahmen des GATS-Abkommens 
regulieren zu wollen. Viele Entwicklungsländer 
verfügen nicht über die institutionellen Voraus-
setzungen für sozial und ökonomisch sinnvolle 
Marktöffnung. Deshalb ist im weiteren Verlauf der 
GATS-Verhandlungen verstärkte Transparenz und 
Sicherung der Flexibilität geboten. (…)

III. Der Deutsche Bundestag fordert die 
Bundesregierung auf,
(…) sich dafür einzusetzen, dass die EU keinen 
Druck erzeugt, den Bereich Wasser im Rahmen 
des GATS-Abkommens zu regeln. Die EU sollte 
auf Forderungen bei der Wasserversorgung an die 
Entwicklungsländer verzichten. (…)

Berlin, den 1. Juli 2003
Franz Müntefering und Fraktion/ 
Katrin Göring-Eckardt, Krista Sager und Fraktion

Aufgabe 
Obwohl diese beiden Anträge durch den Bundes-
tag beschlossen wurden, hat die EU im Rahmen 
des GATS an 65 Entwicklungsländer die Forderung 
nach Öffnung ihrer Wassermärkte gestellt. Wie 
die Bundesregierung sich in den Verhandlungen 
mit der EU verhielt, ist unbekannt, da „vertrau-
lich“. Wie beurteilen Sie diesen Vorgang unter 
dem Gesichtspunkt der Demokratie? Welche For-
derungen wären an ein demokratisches Verhand-
lungsverfahren zu stellen?
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Hoher Preis für 
leere Versprechungen

Das globalisierungskritische Netzwerk Attac und 
die Nichtregierungsorganisation Weed haben 
anlässlich der Verhandlungen um ein WTO-Rah-
menabkommen scharfe Kritik an der Politik von 
EU und Bundesregierung geübt. „Die angeblich 
weitreichenden Zugeständnisse der EU im Agrar-
bereich entpuppen sich beim Blick ins Detail als 
leere Versprechungen“, sagte Pia Eberhardt von 
der Attac AG Welthandel & WTO. „Dass Herr Cle-
ment für dieses Nicht-Zugeständnis eine radikale 
Öffnung der Märkte für Dienstleistungen und In-
dustriegüter in Entwicklungsländern einfordert, 
ist ein schlechter Scherz.“

So fehle der Zusage zum Abbau von Sub-
ventionen die Substanz. „Statt sich auf eine 
schnelle Abschaffung aller Exportsubventionen 
zu verpfl ichten, hantiert die EU mit Formulie-
rungen, die ihr erlauben, diesen Schritt auf den 
Sanktnimmerleinstag zu verschieben“, kritisierte 
Pia Eberhardt. Es gebe daher keinen Grund, über 
die Vorschläge im Agrarbereich in Jubelschreie 
auszubrechen. 

Mit der Liberalisierung ihrer Dienstleis-
tungs- und Industriesektoren würden Ent-
wicklungsländer für die leeren Versprechen im 
Agrarbereich einen hohen Preis zahlen. „Die 

Marktöffnungsforderungen der EU  würden wich-
tige wirtschaftspolitische Spielräume in Entwick-
lungsländern beschneiden und ihre Armutskrise 
weiter verschärfen“, kritisierte Peter Fuchs, 
Referent für Handelspolitik bei Weed (Weltwirt-
schaft, Ökologie & Entwicklung). „Es geht EU 
und Bundesregierung allein um den freien Durch-
marsch transnationaler Konzerne auf die Märkte 
der Welt“, so Fuchs. „Dass diese Politik unter dem 
Banner einer `Entwicklungsrunde´ verfolgt wird, 
ist der Gipfel der Tatsachenverdrehung.“

Eine Ablehnung des geplanten Abkommens 
durch die Entwicklungsländer wäre daher ge-
rechtfertigt. Allerdings sei zu befürchten, dass 
sie den Druckmechanismen von Seiten der In-
dustrieländer nicht länger standhalten können. 
Schon bei früheren Verhandlungen war mit der 
Streichung von Entwicklungshilfe oder Krediten 
gedroht worden. „Es wäre ein Skandal, wenn 
auch diesmal wieder mit undemokratischen Mit-
teln eine ‚Koalition der Willigen‘ geschaffen wür-
de“, sagte Peter Fuchs.

Für Rückfragen: 
Pia Eberhardt, attac, 0221-923 6861
Peter Fuchs, Weed, 0177 - 633 4900

Pressemitteilung – Frankfurt, 30. Juli 2004

Attac und Weed kritisieren Position der 
Bundesregierung und Druck auf Ent-
wicklungsländer in WTO-Verhandlungen

Aufgabe
Bitte beantworten Sie die folgenden Fragen und 
notieren sie dazu Stichworte: 
• Welches Zugeständnis hat die EU in den 

WTO-Rahmenverhandlungen gegenüber der 
Entwicklungsländern gemacht?

• Was fordert die EU im gegenzug von den 
Entwicklungsländern? 

• Was kritisieren Attac und Weed an den 
Zugeständnissen und Forderungen? 

• Welche Motive werden der EU und der 
Bundesregierung unterstellt?

• Was befürchten die Autoren für die 
Entwicklungsländer?
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Politische und infrastrukturelle Perspektiven

Wasser für alle
Zielgruppe: Klassen 11/13

Giederung

I. Ein nachhaltiger Umgang mit Wasser
1. „Nachhaltige Entwicklung“ – eine Zielvorstellung mit Zielkonfl ikten
2. Was wäre ein „nachhaltiger Umgang mit Wasser“ bei uns?
3. Beispiel für einen „nachhaltigen Umgang mit Wasser“ in Uganda.

II. „Wasser für alle“ – das Jahrtausendziel
1. Das „Milleniumsziel“: Die Zahl der Menschen ohne Wasserzugang halbieren
2. So wird das Milleniumsziel verfehlt.
3. Wie das Milleniumsziel erreicht werden könnte

III. Die neue UN-Wasserdekade – Eine Verlogenheit?

IV. Das fi nale Wasserquiz
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Themenfelder und 
didaktischer Hintergrund

Wassermangel und Wasserverschmutzung bedro-
hen Leben und Gesundheit von vielen Menschen 
in Ländern des Südens. „Wasser für alle“ gehört 
daher zu den wichtigsten Entwicklungszielen der 
Menschheit. Ein „nachhaltiger Umgang“ mit Was-
ser ist aber auch eine Zukunftsfrage der gesam-
ten Menschheit. Auch wir in den reichen – meist 
auch regenreichen – Ländern des Nordens müs-
sen ein Interesse daran haben, dass alle Men-
schen Zugang zu sauberem Wasser haben, wollen 
wir nicht auf eine Zukunft zusteuern, in welcher 
der Kampf um das Lebensmittel Wasser weltweit 
zu Kriegen und Katastrophen führt.

Was ein „nachhaltiger Umgang mit Wasser“ 
für den Norden und für den Süden bedeutet, 
soll an dieser Stelle refl ektiert werden. Dabei 
werden die verschiedenen, durchaus auch im 
Widerstreit stehenden Dimensionen einer „nach-
haltigen Entwicklung“ aufgezeigt: Ökonomie, 
Ökologie und Gerechtigkeit.  Das Aufbringen der 
ökonomischen Investitionen, eine angemessene 
Versorgung aller Menschen mit Trinkwasser, eine 
langfristige Erhaltung der Ressource Wasser, die 
aufwendige Klärung der Abwässer – all dies wäre 
immer wieder gegeneinander abzuwägen und zu 
entscheiden. 

Wasser ist ein Ökosystem, das regional 
genutzt wird. Dies bedeutet auch, dass ein 
„nachhaltiger Umgang mit dem Wasser“ nur im 
jeweiligen (regionalen) Kontext gefunden werden 
kann. So mag Wassersparen als Postulat für nie-
derschlagsarme Regionen sinnvoll sein; als kate-
gorischer Imperativ für Deutschland ist es aber 
mehr als fragwürdig.

Wenn das Ziel „Wasser für alle“ tatsächlich 
erreicht werden soll, sind neue und zusätzliche 
Anstrengungen notwendig. Das von den Verein-
ten Nationen verkündete Milleniumsziel, die Zahl 
der Menschen ohne sichere Trinkwasserversor-
gung bis 2015 zu halbieren, wird nicht erreicht 
werden, wenn die Anstrengungen nicht vermehrt 
werden und die Mittel für Entwicklungszusam-
menarbeit weiter stagnieren.

Wasser für alle I. Ein nachhaltiger 
Umgang mit Wasser
1.  „Nachhaltige Entwicklung“ 
– eine Zielvorstellung mit 
Zielkonfl ikten

Spätestens seit der Rio-Konferenz 1992 ist die 
Forderung nach einer „nachhaltigen Entwicklung“ 
auf der Tagesordnung der Weltpolitik. Sie bein-
haltet eine Vorstellung von „Entwicklung“, wel-
che die Grenzen der Ökosysteme ebenso beachtet 
wie die Lebensbedürfnisse aller Menschen. ☞ 1

Die Integration von Ökonomie (Bereitstel-
lung der Mittel), Ökologie (Erhaltung der Ökosys-
teme) und Gerechtigkeit (angemessene Lebens-
bedingungen für alle Menschen und zukünftige 
Generationen) ist der wesentliche Fortschritt 
dieses „Modells“, das Entwicklung nicht länger 
lediglich als Erfolgsziffer für Wirtschaftswachs-
tum ansieht. Doch die Einbeziehung dieser drei 
Dimensionen bringt eine Reihe von Zielkonfl ikten 
mit sich, die jeweils konkret in Abwägung aller 
Faktoren entschieden werden müssen. ☞ 2

Dies soll hier am Beispiel des Wassers kon-
kretisiert werden ☞ MIV – 1. 
Wasser muss zunächst als ökonomischer Faktor 
in Erscheinung treten, einen Preis haben. Die 
kostenlose, unbeschränkte Verfügung über Was-
ser ist kaum sinnvoll, setzt sie doch voraus, dass 
die Ressource Wasser im Überfl uss vorhanden ist. 
Zudem müssten die Kosten für die Bereitstellung 
(und Verschwendung) von Wasser von der Allge-
meinheit (etwa durch Steuern) getragen werden. 

Wenn Wasser stattdessen einen Preis hat, in 
dem sich die tatsächlichen Kosten widerspiegeln, 
ist ein Anreiz zum kostenbewussten Umgang 
gegeben. 

Die Versorgung der Bevölkerung mit dem 
Lebensmittel Wasser ist aber nicht nur eine Fra-
ge des Marktes, sondern sie bedarf politischer 
Vorgaben (etwa der Verpfl ichtung, die gesamte 
Bevölkerung in die Wasserversorgung einzubezie-
hen und die Preise sozialverträglich zu gestalten, 
damit gerade auch die Armen einen bezahlbaren 
Zugang zu sauberem Wasser haben). Auch das 
Wassermanagement muss entsprechend so ge-
staltet werden, dass es diese Zielsetzung erfüllen 
kann.

☞ 1
„Das Recht auf Entwicklung 

muss so erfüllt werden, dass 

den Entwicklungs- und Um-

weltbedürfnissen heutiger 

und künftiger Generationen in 

gerechter Weise entsprochen 

wird“.

(Erklärung von Rio 1992)

☞ 2
Es scheint an dieser Stelle 

sinnvoll, die Zielvorstellung  

einer „nachhaltigen Ent-

wicklung“ in den Unterricht 

einzubringen. Das Leitbild soll 

dabei helfen, ökonomische, 

ökologische und soziale Be-

lange „zusammenzudenken“ 

und sich der Zielkonfl ikte 

bewusster zu werden. Noch 

komplizierter wird das Ganze, 

wenn wir es auch noch hin-

sichtlich der Auswirkungen auf 

die kommenden Generationen 

refl ektieren sollen.
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Die soziale Dimension (Gerechtigkeit) zielt 
vor allem darauf, endlich allen Bevölkerungs-
gruppen einen sicheren Zugang zu sauberem 
Wasser zu gewähren. Dies bedeutet nicht, dass 
die Haushalte aller Menschen an ein Leitungsnetz 
angeschlossen werden. Es soll aber als Minimum 
gewährleistet sein, dass alle Menschen täglich 
in einem Umkreis von maximal einem Kilometer 
mindestens 20 Liter sauberes Wasser erhalten 
können – aus einer öffentlichen Leitung, einem 
vor Verunreinigung geschützten Brunnen o.ä. 
(vgl. UN Water Report 2003, S. 113). 

Offen ist hierbei, wie die Kosten für die Was-
ser-Investitionen getragen werden, ob Wasser für 
alle gleich billig sein soll, ob arme Bevölkerungs-
gruppen Subventionen erhalten oder ob durch 
Kontingentierungen (mengenmäßige Zuweisung) 
sichergestellt wird, dass eine Basisversorgung für 
alle tatsächlich erreicht wird.

„Nachhaltige Entwicklung“ fragt auch nach 
den Auswirkungen des Wasserverbrauchs auf die 
anderen, auf Bevölkerungsgruppen beispielswei-
se, deren Brunnen deshalb versiegen, weil ande-
renorts zuviel Wasser mit moderner Technologie 
dem Grundwasser entnommen wird. Und sie muss 
den Blick auf zukünftige Generationen richten 
und deren Wasserversorgung mit in die Planun-
gen einbeziehen. ☞ 3

Hier kommt dann auch die ökologische 
Dimension der Nachhaltigkeit zum Tragen. Die 
Entnahme aus Grundwasser oder Oberfl ächenge-
wässern soll „nachhaltig“ sein, muss sich an der 
natürlichen Regenerationsrate orientieren. Wenn 
mehr Wasser entnommen wird als sich im Wasser-
kreislauf wieder erneuert, führt dies langfristig 
zur Erschöpfung der Vorräte. Oft versanden dann 
Brunnen oder – in Ländern nahe der Meere – 
Salzwasser dringt in Grundwasserbecken ein und 
macht diese unbrauchbar. Eine solche Nutzung 
wäre nicht nachhaltig. 

Diese Beurteilung trifft auch für einen Um-
gang mit Abwässern zu, der zu einer dauerhaften 
Schädigung von Ökosystemen führt. Mindestan-
forderungen an die Aufbereitung der Abwässer 
von Industrie und Haushalte sind einzuhalten. 
Für weite Teile der „Dritten Welt“ geht es hier 
vor allem um die Entsorgung der Fäkalien. Diese 
muss so geschehen, dass nicht Krankheitserreger 
auf Menschen übertragen werden und auf Felder 
und Nahrungsmittel oder gar ins Trinkwasser 
gelangen können. Als Mindeststandard nennt die 
WHO geschlossene Latrinen jeweils für eine klei-
nere Bevölkerungsgruppe, so dass Exkremente 
nicht mit der Hand entsorgt werden müssen.

Die Zielkonfl ikte dieser Dimensionen liegen 
auf der Hand. ☞ 4 Soll eine Wasser-Grundver-
sorgung der Bevölkerung in ländlichen Gebieten 
Afrikas durch einen schnellen Ausbau von Tief-
brunnen erreicht werden, deren Nutzung aber zu 
einem Absinken des Grundwasserspiegels führt 
und damit ökologisch nicht nachhaltig wäre? 
Soll Wasser kostenlos an die Stadtbevölkerung 
abgegeben und dabei in Kauf genommen werden, 
dass sich auch die Reichen entsprechend üppig 
bedienen und Wasser verschwenden oder dass 
die Finanzmittel zum Ausbau der Wasserversor-
gung weiterhin fehlen werden? Oder soll Wasser 
kostendeckend verkauft werden, auch wenn sich 
der ärmste Teil der Bevölkerung dies kaum wird 
leisten können? Oder aber würde ein Einheits-
preis bei den Wassergebühren vielleicht sogar 
den armen Bevölkerungsgruppen nützen, weil sie 
heute vielfach auf kommerzielle Wasserhändler 
angewiesen sind und die relativ höchsten Preise 
für ihr Wasser zahlen?

Einfache Antworten auf derartige Fragen 
kann es nicht geben – und doch kann ein „nach-
haltiger Umgang mit Wasser“ nur dann für die 
konkrete Situation formuliert werden, wenn diese 
Zielkonfl ikte abgewogen worden sind.

☞ 3
Fragen Sie die SchülerIn-

nen, ob Sie den Terminus 

„nachhaltige Entwicklung“ 

(sustainable development) 

schon einmal gehört haben 

und was sie damit verbinden. 

(Nur 13% der deutschen 

Bevölkerung können damit 

etwas anfangen)

☞ 4
Die ökonomischen, ökologi-

schen und sozialen Zielkon-

fl ikte können an dieser Stelle 

nur angedeutet und sicher 

nicht gelöst werden. Es geht 

aber darum, sich der Wider-

sprüchlichkeit der verschie-

denen Dimensionen bewusst 

zu werden und zu erkennen, 

dass eindimensionale Lösun-

gen wenig weiterhelfen.

Das Leitbild einer „nachhaltigen Entwicklung“

Gerechtigkeit
Ziel: Angemessene Lebens-

bedingungen für alle
Menschen und für zu-
künftige Generationen

Ökonomie
Ziel: Bereitstellung der

Mittel zur verantwort-
lichen Befriedigung
der Bedürfnisse

Ökologie
Ziel: Erhaltung der

Okosysteme
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2. Was wäre ein „nachhaltiger 
Umgang mit Wasser“ bei uns?
In der BR Deutschland wird nur rund ein Viertel 
(23%) des verfügbaren, erneuerbaren Wassers 
genutzt. Die Forderung nach Nachhaltigkeit soll-
te sich deshalb nicht auf die Aufforderung zum 
Wassersparen konzentrieren, sondern vor allem 
die Vermeidung von Umweltbelastungen durch 
Abwässer und Schadstoffe in den Mittelpunkt 
stellen. 

Auch in der absehbaren Zukunft ist nicht 
damit zu rechnen, dass das Wasserdargebot in 
Deutschland unseren Verbrauch nicht decken 
könnte. Der Verbrauch in der Industrie ist zudem 
deutlich rückläufi g und auch in den Haushalten 
ging die Nachfrage in den letzten Jahren (1990 
bis 2000: - 12%) zurück. Vor diesem Hintergrund 
ist auffällig, dass viele gut-gemeinten Umweltak-
tionen gerade im Bereich der Schulen das Was-
sersparen in den Mittelpunkt stellen. Dies soll an 
dieser Stelle einmal kritisch refl ektiert werden. 
☞ 5  Zwei Schülerarbeitsblätter, die in Klein-
gruppen arbeitsteilig bearbeitet werden sollten, 
stellen hierzu kontroverse Positionen vor:
☞ MIV – 2 fordert zum Wassersparen auf und 
gibt dazu einige ökonomische und ökologische 
Argumente mit auf den Weg. Die hier gemachten 
Aussagen gelten sicher nicht nur für Hamburg.

☞ MIV – 3 gibt einen gekürzten Artikel aus der 
FR wieder, in dem zwei Experten für Umweltrecht 
Wassersparen in Deutschland als Unsinn bezeich-
nen und dagegen argumentieren. ☞ 6

Es lohnt sich, die in beiden Artikel aufge-
stellten Argumente kritisch gegeneinander zu 
stellen und zu bewerten. Die wichtigsten Argu-
mente werden hier aufgelistet:

3. Beispiel für einen „nachhal-
tigen Umgang mit Wasser“ in 
Uganda. 

„Nachhaltiger Umgang mit Wasser“ kann nur im 
ökonomischen, sozialen und ökologischen Kon-
text bestimmt werden. Deshalb kann hier auch 
nur anhand eines Beispiels angedeutet werden, 
was ein nachhaltiger Umgang mit Wasser in den 
Ländern des Südens bedeuten könnte.  
☞ MIV – 4 Das Beispiel des Arbeitsblattes  ist 
einer Projektbeschreibung von Brot für die 
Welt entnommen. Es schildert, wie Frauen im 
Südwesten von Uganda durch den Bau von 
Regenwasserzisternen ihre Wassersituation 
nachhaltig verbessert haben.  ☞ 7 Das auf den 
Wellblechdächern gesammelte Regenwasser 
wird in einem verschlossenen Tank gesammelt 
und steht für den Wasserbedarf der Familie 

☞ 5
Das Arbeitsblatt MIV – 2 gibt 

einen älteren Artikel (1998) 

aus dem „fi fty:fi fty – Maga-

zin“ wieder. Dieser wurde 

ausgewählt, weil hier immer-

hin noch der Versuch einer 

Begründung für die Notwen-

digkeit des Wassersparens 

gemacht wird. In fast allen 

anderen Aufrufen genügt der 

Hinweis auf die knappe und 

kostbare Ressource Wasser als 

Begründung offenbar aus.

Das andere (konträre) Ar-

beitsblatt MIV – 3 enthält 

die Aussage von zwei Um-

weltwissenschaftlern, dass 

Wasser-Sparen in Deutschland 

Unsinn sei.

Beide Arbeitsblätter sollten 

als Kopien der SchülerInnen 

zugänglich gemacht werden.

☞ 6
Viele Schulen und Gruppen 

haben Wasserspar-Aktio-

nen durchgeführt und die 

SchülerInnen zum Wasser-

sparen aufgefordert. Wenn 

hier mit bester Absicht und 

Engagement Einsparungen 

erzielt worden sind, die sich 

ja auch noch positiv auf der 

Wasserrechnung bemerkbar 

machen, bedeutet es schon 

eine Provokation MIV – 3, 

die Behauptung aufzustellen, 

Wassersparen sei Unsinn. Des-

halb sollte man hier behutsam 

argumentieren.

Jedoch eröffnet sich auch die 

Lernchance, Setzungen zu 

hinterfragen und Argumente 

gegeneinander abzuwägen.

Lassen Sie also wenn möglich 

eine kontroverse Diskussion 

aufkommen. Eventuell können 

die beiden Seiten MIV – 2 und 

MIV – 3 arbeitsteilig bearbei-

tet werden.

☞ 7
Das Projekt „Frauen sammeln 

Regenwasser, Uganda“ ist nur 

ein Beispiel für einen nach-

Argumente pro Wassersparen Argumente contra Wassersparen

Regional ist es im Sommer an einigen Orten 
auch in Deutschland immer wieder zu Engpässen 
in der Wasserversorgung gekommen.

Wasser ist eine bei uns im Überfl uss vorhandene 
Ressource. Auch regionale Engpässe ändern 
daran nichts.

Die umfangreiche Wasserentnahme aus dem 
Grundwasser hat in einigen Regionen bereits zu 
Austrocknung und zu Wasserstress für Flora und 
Fauna geführt.

Wasser ist Teil eines Kreislaufes und regeneriert 
sich ständig. Ein Ansparen für kommende Gene-
rationen ist ohnehin nicht möglich.

Wassersparen macht den Bau umgangreicher 
Fernrohre zur Wasserversorgung überfl üssig.

Maßnahmen zum Wassersparen wie die Regen-
wassernutzung durch ein separates Leitungssys-
tem oder ein verkleinertes Wasserleitungsvolu-
men erfordern hohe ökonomische Investitionen 
und belasten die Umwelt durch Energiever-
brauch und Stoffströme.

Wassersparen erinnert an die Tatsache, dass für 
viele Menschen in der Welt Wasser eine begrenzt 
verfügbare Ressource ist. Wassersparen ist so 
Einüben in globales, ökologisches Denken.

Geht der Wasserverbrauch in Deutschland weiter 
zurück, so besteht die Gefahr von Korrosions-
schäden und Verkeimung im Leitungsnetz.
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zur Verfügung. Dadurch entfällt zunächst 
das mühsame Wasserholen in Fußmärschen 
von rund drei Stunden. Außerdem ist diese 
Art der Wasserversorgung ökonomischer und 
ökologischer als die Errichtung von Leitungs-
systemen in dünn-besiedelten Gebieten.

Die Finanzierung der Zisternen erfolgt 
durch „Sparvereine“, also durch das Ansparen 
kleiner Beträge durch die Bedürftigen selbst 
(micro fi nancing). Die Menschen geben sich 
sozusagen selbst Kredit. 10 Personen schließen 
sich zusammen und sparen zusammen. Wenn 
das Geld für die Baumaterialien für eine Zisterne 
zusammen ist, entscheidet das Los  wer als erster 
in den Genuss einer solchen Zisterne kommen 
soll. Durch diese Selbsthilfe ist garantiert, dass 
es sich wirklich um Projekte der Betroffenen 
handelt, deren Realisierung und zukünftige 
Wartung von den Nutzern selbst getragen wird 
(„ownership“).

Finanzhilfe von außen gibt es seit einiger 
Zeit dadurch, dass die Sparvereine unterstützt 
werden: Wer bereits zwei Zisternen gebaut 
hat, erhält das Geld, um Baumaterialien für 
eine dritte Zisterne zu kaufen. Dadurch soll die 
Verbreitung dieser Regenwassersammelstellen 
beschleunigt werden. Außerdem scheint jetzt 
auch die Distriktverwaltung daran interessiert, 
das „Modell Regenwasserzisterne“ zu fördern.  
☞ 8

II. „Wasser für 
alle“ – das Jahr-
tausendziel
1. Das „Milleniumsziel“: 
Die Zahl der Menschen ohne 
Wasserzugang halbieren.
Im Jahre 2000 haben die Vereinten Nationen die 
sogenannten Milleniumsziele beschlossen, die ei-
ne drastische Reduzierung der Armut in der Welt 
bis zum Jahre 2015 vorsehen. Diese Zielsetzung 
wurde in quantifi zierbare Zielvorgaben übersetzt, 
deren Erreichen statistisch überprüfbar sein soll.  
☞ 9

Zu diesen Milleniumszielen gehört auch 
(Ziel 7, Zielvorstellung 10) eine Halbierung der 
Zahl der Menschen, die ohne sichere Versorgung 
mit Trinkwasser leben. Der UN-Wasserreport de-
fi niert einen sicheren Zugang zu Wasser so, dass 
in höchstens 1 Kilometer Entfernung täglich min-
destens 20 Liter (pro Kopf) sauberen Wassers aus 

einer sicheren Quelle (Leitung, Brunnen, Quelle, 
Regenwassersammler) entnommen werden kön-
nen. Von 2000 bis 2015 soll die Zahl der Men-
schen ohne eine solche minimale Trinkwasser-
versorgung von 1160 Mio. Menschen auf maximal 
580 Mio. Menschen reduziert werden MIV – 5.  
Diese Zielvorgabe ist wie alle Milleniumsziele 
durchaus ehrgeizig. Soll sie erreicht werden, so 
müsste bis zum Jahr 2015 laut UN jeden Tag rund 
274.000 Menschen ein neuer Zugang zu sauberem 
Wasser eröffnet werden. Diese Zahl berücksich-
tigt auch das Bevölkerungswachstum. 

2. So wird das Milleniumsziel 
verfehlt
Schon ein Vergleich der Jahre 1990 und 2000 
macht deutlich, dass zusätzliche Anstrengungen 
notwendig sind, damit das Tempo der Verbesse-
rungen beim Trinkwasserzugang mit dem Bevöl-
kerungswachstum nicht nur Schritt hält sondern 
darüber hinausgeht. Im letzten Jahrzehnt des 
vergangenen Jahrhunderts nahm der Anteil der 
Weltbevölkerung ohne sicheren Wasserzugang 
um 5% ab, ganz offensichtlich zu wenig, um in 
einem 15 Jahre – Zeitraum (Millieniumszielzeit-
rahmen 2000 bis 2015) eine Halbierung dieser 
Bevölkerungsgruppe zu erreichen. Für Schwarzaf-
rika ist die Fortschrittsrate noch schlechter – bei 
gleichzeitig deutlich ungünstiger Ausgangslage.  
☞ 10 + MIV - 5

So ist schon vier Jahre nach dem UN-Be-
schluss über die Milleniumsziele Skepsis darüber 
angebracht, ob das gesteckte Ziel einer Halbie-
rung der Zahl der Menschen ohne Wasserzugang 
tatsächlich erreicht werden kann. Nach Überzeu-
gung von Weltbank und Währungsfonds wird das 
„Wasserziel“ wegen erheblicher Lücken bei den 
Maßnahmen wie bei der Finanzierung verfehlt, 
vor allem in Schwarzafrika. Nur ein Fünftel der 
Länder waren im April 2004 „in der Spur“, d.h. 
ihre Zuwachsraten bei der Wasserversorgung 
waren so, dass man ein Erreichen des Milleniums-
sziels erwarten kann (vgl. Development Comitee: 
Global Monitoring Report 2004, näher ausgeführt 
auf dem Arbeitsblatt MI – 5.) ☞ 11 

3. Wie das Jahrtausendziel 
erreicht werden könnte.

Welche Maßnahmen wären aber notwendig, um 
dieses „Milleniumsziel“ zu erreichen? Wahr-
scheinlich sind wir alle geneigt, dieses Vorhaben 
vor allem als eine Frage des Geldes zu betrach-

haltigen Umgang mit Wasser. 

Weitere Beispiele können der 

Webseite www.menschenrecht-

wasser.de entnommen werden. 

Über das konkrete Beispiel 

hinaus ist beachtlich, dass die 

Eigeninitiative durch ausländi-

sche Finanzhilfe nicht erstickt 

wird. Ein Entwicklungsfi nan-

zier, der alle Kosten für den 

Bau von Regenwasserzisternen 

komplett übernimmt, würde 

die Verantwortlichkeit für 

das Vorhaben wahrscheinlich 

den betroffenen Menschen 

nehmen – mit entsprechenden 

Folgen für den Umgang mit 

den Zisternen.

☞ 8
Ein nachhaltiger Umgang 

mit Wasser ist nur im Kon-

text zu defi nieren und be-

darf immer der Abwägung 

von Zielkonfl ikten. Andere 

Projektbeispiele für einen 

nachhaltigen Umgang mit 

Wasser können sie der web-

site www.menschenrecht-

wasser.de entnehmen.

☞ 9
Vielleicht lohnt es sich, die 

„Milleniumsziele“ im Unter-

richt näher zu analysieren. 

Einen Überblick über diese 

„millenium development 

goals“ fi nden Sie u.a. im 

Internet unter www.un.org/

milleniumgoals (englisch) und 

unter www.aktionsprogramm2

015.de (deutsch).

Die Weltbank analysiert re-

gelmäßig die Erfolge auf dem 

Weg zu diesen Zielen und 

weist entsprechende Statisti-

ken aus www.developmentgo

als.org. 

Die Bundesregierung hat ein 

Aktionsprogramm 2015 ver-

abschiedet, das überprüfbare 

politische Schritte der deut-

schen Politik zur Halbierung 

der Armut bis 2015 aufstellt. 

Näheres dazu unter www.aktio

nsprogramm2015.de.
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ten. Tatsächlich aber wären eine Reform der  po-
litischen Institutionen und die Wahl neuer, effi -
zienterer Technologien ebenso wichtig. Vor allem 
eine Ausrichtung der gesamten Wasserpolitik und 
des Wassermanagements auf die ärmeren Bevöl-
kerungsgruppen wäre entscheidend. ☞ MIV - 6

Das Arbeitsblatt MIV - 6 stellt einzelne 
Maßnahmen im politischen, technischen und 
ökonomischen Bereich vor. Die SchülerInnen 
sollen die Maßnahmen den drei Rubriken 
zuordnen.

Die Stichworte der Tabelle können nur an-
deuten, auf welchen Gebieten Regelungs- und 
Reformbedarf gegeben ist. 

Entscheidend ist zunächst aber die Erkennt-
nis, dass sowohl politische Reformen wichtig 
sind als auch neue, technische Lösungen und die 
ökonomische Mittelbereitstellung. Alle Faktoren 
bedingen sich gegenseitig und führen erst im 
Zusammenspiel zu einer verbesserten Wasserver-
sorgung.

Im Bereich der politischen Reformen müs-
sen die Kapazitäten von Verwaltung und Institu-
tionen so ausgebaut werden, dass ein unabhängi-
ges und effi zientes Wassermanagement betrieben 
werden kann. Die erforderlichen Umstellungen 
oder technischen Veränderungen bedürfen der 
Beratung und Bewusstseinsbildung der Bevöl-

kerung, aber auch fi nanzieller Anreize sowie der 
Bereitstellung von Investitionskrediten. Beides 
muss durch Institutionen geschehen, die dazu in 
der Lage sind, diese Aufgabe mit Autorität und 
ohne Bevorzugung bestimmter Bevölkerungs-
gruppen zu erledigen (Freiheit von Korruption). 
Die Bauern müssen dabei durch eindeutige 
Bodenrechtsauslegung die Sicherheit haben, 
dass ihre Investitionen und Anstrengungen sich 
lohnen und ihrem Land zugute kommen, was im 
Einzelfall Konfl ikte mit anderen Nutzern (z.B. 
Viehbesitzern) bedeuten kann. Die strategischen 
Ziele der Wasserpolitik sind natürlich abhängig 
vom jeweiligen Kontext. In manchen Ländern 
(Bewässerungslandwirtschaft) mag die Priorität 
auf der Effi zienzsteigerung der Wassernutzungs-
systeme liegen. Andere Länder, die eher vom 
Regenfeldbau leben, müssen vielleicht vor allem 
gegen die Erosion der Böden vorgehen. Und Län-
der, die in stärkerem Maße Siedlungspolitik mit 
Wasserleitungssystemen betrieben haben, werden 
auf Klärung der Abwässer und eine Mehrfachnut-
zung des Wassers setzen.

Entsprechend der strategischen Zielsetzung 
ergibt sich auch die Wahl der technischen Lösun-
gen. Generell ist davon auszugehen, dass gerade 
in vielen Ländern, in den Wasser knapp ist, neue 
Technologien ein erhebliches Einsparpotential 

☞ 10
Das Arbeitsblatt MIV – 5 weist 

auf das Trinkwasser-bezogene 

„Milleniumziel“ hin und macht 

deutlich, dass dieses Ziel ver-

fehlt werden wird, wenn nicht 

eine deutliche Vergrößerung 

der Anstrengungen unternom-

men wird.

Die SchülerInnen können 

die Fortschrittsraten bei der  

Trinkwasserversorgung zwi-

schen 1990 und 2000 analy-

sieren und feststellen, dass 

sie nicht ausreichen, um das 

Milleniumsziel zu erreichen, 

wobei die regionalen Unter-

schiede aufschlussreich sind.

☞ 11
Eventuell können Sie Schüler-

gruppen recherchieren lassen, 

inwieweit einzelne Länder sich 

bei ihrer Wasserversorgung 

dem Milleniumsziel nähern. 

Statistische Daten, die sich 

auf Fortschritte seit 2000 

beziehen, sind  zur Zeit (Mai 

2004) nur zu einzelnen Län-

dern zu fi nden. Recherchen 

unter www.undp.org/mdg/ 

oder www.developmentgoals. 

org.

Ausführlich mit der Entwick-

lung in Uganda befasst sich 

auch das Papier der Gemein-

samen Konferenz Kirche und 

Entwicklung („Halbierung 

der extremen Armut“ vom 

April 2004. Download unter 

www.gkke.de).

☞ 12
Eventuell können Sie eine 

Schülergruppe bitten, konkre-

te Wasserprojekte im Rahmen 

der Entwicklungszusammen-

arbeit und deren Hintergrund 

zu beschreiben. Die Deutsche 

Gesellschaft für Technische 

Zusammenarbeit hat hierzu 

einige übersichtliche Infor-

mationen zusammengestellt 

(www.gtz.de unter Themen 

Wasser/Trinkwasser). Das 

katholische Hilfswerk Mise-

Maßnahmen

Politische Reformen

Finanzielle Zuschüsse für Bauern, die Investitionen zum 
Wassersparen unternehmen

Unabhängige und verlässliche Beratung und Zuschussgewährung

Beratung zur Umstellung auf Produkte mit geringerem Wasserbedarf

Beratung zur Vermeidung von Bodenerosion

Eindeutige Bodenrechtsbestimmungen

Technische Lösungen

Tropf- statt Oberfl ächenbewässerung

Nachtbewässerung

Unterfolienbewässerung

Mehrfachnutzung von geklärten Abwässern

Einführung kostengünstiger Klärsysteme

Maßnahmen zur Verringerung der Bodenerosion (Steinwälle, 
Bepfl anzung, Aufforstung)

Ökonomische Maßnahmen

Staatliche Ausgabenprioritäten zugunsten einer verbesserten 
Wasserversorgung

Internationale Geber unterstützen das verbesserte 
Wassermanagement

Schuldenerleichterungen
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mit sich bringen. So kann durch Umstellung von 
Oberfl ächen- auf Tropfbewässerung (vgl. dazu 
auch die Einheit I in dieser Broschüre) rund 50% 
des eingesetzten Wassers eingespart werden. 
Weitere Verbrauchsminderungen sind gegeben, 
wenn beispielsweise die Verdunstungsrate durch 
Nachtbewässerung oder Folienbewässerung ge-
senkt wird. Andere wenig aufwendige Technologi-
en wie kleine Steinwälle oder gezielte Düngungen 
können die Degradierung der Böden stoppen und 
Bodenqualität wieder herstellen. Andere Tech-
nologien betreffen die Einführung von Klärsys-
temen, eine Voraussetzung für die Mehrfachnut-
zung von Wasser, die für viele Länder zumindest 
mittelfristig eine große Bedeutung erhalten wird. 
Denn eine nachhaltige Nutzung des Wassers be-
deutet auch, gebrauchtes Wasser in den Wasser-
kreislauf so (geklärt) zurückzuspeisen, dass eine 
erneute Nutzung möglich ist.

All dies bedarf ökonomischer Maßnahmen, 
damit die notwendigen Mittel auch bereitgestellt 
werden können. Hier sind zunächst die nationa-
len Regierungen (inkl. Provinzregierungen und 
Kommunen) gefragt, ihre Ausgabenprioritäten 
entsprechend so zu setzen, dass die Wasserver-
sorgung der Bevölkerung (insbesondere der Ar-
men) nachhaltig verbessert wird. Ergänzend dazu 
können bilaterale und multilaterale Geber diese 
Wasserpolitik durch Finanzhilfen unterstützen. 
☞ 12 Auch Schuldenerleichterungen zuguns-
ten einer Armutsbekämpfungsstrategie, wie sie 
Programme der Weltbank und des Währungs-
fonds vorsehen, wären für eine Erweiterung des 
fi nanziellen Handlungsrahmens im Wassersektor 
wichtig.

III. Wasser für 
alle – wollen wir 
das wirklich?
Abschließend soll noch einmal der Stellenwert 
von „Wasser für alle“ refl ektiert werden, den 
diese Zielsetzung in der internationalen Politik 
wie auch im Bewusstsein der hiesigen Bevölke-
rung hat. ☞ MIV – 7 Arbeitsblatt MIV – 7 enthält 
den empathischen Appell von Seiten der UN an 
alle Staaten, Gemeinschaften und auch an die 
Einzelnen, Verantwortung zu übernehmen für 
das Menschenrecht Wasser und das Erreichen der 
Milleniumsziele zur Armutsbekämpfung. Dieser 
eher moralische Appell steht für eine Vielzahl 
ähnlicher Aufrufe. ☞ 13

☞ MIV – 8 Von einer ganz anderen Position her 
argumentiert der fi ktive Leserbrief im Arbeits-
blatt MIV – 8. Hier spricht sich der Schreiber (ein 
Wasserbauexperte) gegen die von der UNO für 
2005 bis 2015 beschlossene neue Wasserdekade 
(„Water for life“) aus. Solche Programme seien 
an Verlogenheit nicht mehr zu überbieten, weil 
weder in der Politik (etwa Bereitstellung von 
fi nanziellen Mitteln für eine verbesserte Wasser-
versorgung) noch im Verhalten der Einzelnen zu 
erkennen sei, dass ein solches Ziel irgendwelche 
verbindlichen Konsequenzen hätte.

Diese pessimistische Sicht trifft sicher den 
Zeitgeist und das Empfi nden der meisten Schü-
lerInnen, die den PolitikerInnen ohnehin keine 
Kompetenz für die Lösung dringender Probleme 
zubilligen und die gesamte globale Entwicklung 
als Bewegung hin auf die Katastrophe ansehen. 
☞ 14

Stützen die Fakten diese Weltsicht? Weder in 
der nationalen Politik der meisten Staaten noch 
in der internationalen Zusammenarbeit hat das 
„Menschenrecht Wasser“ Priorität. Die externen 
Finanzmittel für den Ausbau der Wasserver-
sorgung liegen laut Weltbank bei rund 3 Mrd. 
Dollar/Jahr. Hinzu kommen noch Kredite in Höhe 
von 1 bis 1,5 Mrd. Dollar. Seit 1996 sind die dies-
bezüglichen Ausgaben für diesen Bereich leicht 
rückläufi g (vgl. Studie von Fritz Brugger, Brot für 
die Welt 2004).

Bei der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit ist seit 2000 sogar ein deutlicher Rückgang 
bei den Finanzmitteln für den Wassersektor fest-
stellbar, obwohl Deutschland hier weiterhin zu 
den größten Gebern gehört. Es wäre aber kritisch 
zu bemerken, dass laut „Gemeinsame Konferenz 
Kirche und Entwicklung“ die Gelder zu sehr auf 
Großsysteme (etwa Ausbau städtischer Abwässer-
systeme) ausgerichtet sind.

Trotz dieser Einwände und Bedenken: Es 
sind Fortschritte bei der Wasserversorgung erzielt 
worden. So hat zwischen 1990 und 2000 die Zahl 
der Menschen ohne ausreichenden Wasserzugang 
um ca. 5% abgenommen, trotz des gleichzeitigen 
Bevölkerungswachstums. Allerdings ist das Tem-
po dieser Abnahme zu gering, um das sogenann-
te „Milleniumsziel“ zu erreichen. 

Vielleicht ist diese Lücke zwischen Notwen-
digkeit und Tatsachen schon das stärkste Argu-
ment für eine neue UN-Wasserdekade. Sie soll 
das Interesse der internationalen Gemeinschaft 
und nicht zuletzt auch der Bevölkerungen auf das 
wichtige Ziel hin orientieren, die Wasserversor-
gung zu verbessern. Gerade weil in diesem Sektor 
zu wenig geschieht, soll durch eine solche Deka-
de die Aufmerksamkeit auf die Wasserversorgung, 

reor beschreibt ebenfalls 

ausführlich Wasserprojekte 

und Hintergründe für die 

schlechte Wasserversorgung 

(www.misereor.de).

☞ 13
Der Appell der Vereinten 

Nationen liegt als Arbeits-

blatt sowohl in Englisch 

MIV – 7a als auch in Deutsch 

MIV – 7b vor. Er verweist auf 

die Verantwortung aller, sich 

gegen die Armut zu engagie-

ren. Die Berechtigung und 

die begrenzte Reichweite 

derartiger Appelle wäre zu 

diskutieren.

☞ 14
Welchen Stellenwert haben 

globale Weltprobleme an-

gesichts einer als unsicher 

oder gar als bedroht erlebten 

eigenen Situation? Wer ist 

bereit, sich über die „Zukunft 

der Menschheit“ Gedanken 

zu machen, wenn die eigene 

Zukunft derart ungesichert 

ist? Derartige Fragen stehen 

im Raum, seitdem Zukunfts-

pessimismus in fast alle 

gesellschaftlichen Schichten 

Einzug gehalten hat.

Mit diesen Fragen ist auch 

die Reichweite des Globalen 

Lernens angesprochen. Dabei 

geht es allerdings nicht nur 

vordergründig um Egoismus 

vs. Altruismus. Es stellt sich 

auf die Frage einer Zukunfts-

orientierung, die auf  eine 

Welt hinsteuert, die unseren 

Kindern die Chance eines 

friedlichen Zusammenlebens 

lässt – und die eine Bekämp-

fung der globalen Armut 

auch aus einem Eigeninteres-

se heraus versteht.

All dies kann im Zusammen-

hang mit dem „Leserbrief“ 

im Arbeitsblatt MIV – 8 zur 

Sprache kommen.

Die Frage steht im Raum: 

„Wasser für alle“ – wollen wir 

das wirklich und was sind wir 

bereit, dafür zu tun?
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einen Schlüsselsektor für Armutsbekämpfung, 
gelenkt werden. 

Dies würde allerdings auch voraussetzen, 
dass die Menschen bei uns stärker eine globale 
Perspektive einnehmen und erkennen, dass welt-
weite Armut und Wasserknappheit auch unsere 
Zukunft bedrohen. „Wer heute nur an sich sel-
ber denkt, verspielt neben der Zukunft anderer 
auch seine eigene“ (Gustav Heinemann). Welche 
Konsequenzen eine solche globale Sicht haben 
müsste, darüber wäre zu streiten, wie auch über 
Maßnahmen zur Eindämmung der Treibhausga-
semissionen, über Energieverschwendung und 
bewussteren Umgang mit knappen Ressourcen. 
Entscheidend aber wäre wohl der Entschluss, 
dass es sich lohnt, eigene Wohlstandsinteressen 
und eine nachhaltige Entwicklung immer wieder 
gegeneinander abzuwägen und Lebensstil-Ent-
scheidungen immer wieder neu zu überdenken. 
Auf diese Zusammenhänge will der „Leserbrief“ 
verweisen, ohne fertige Antworten geben zu 
können.

IV. Das fi nale 
Wasserquiz 
☞ 15 + MIV – 9

Abschließend kann das „Quiz“ auf Arbeitsblatt 
MIV – 9 als Kopie (z.B. an Kleingruppen oder 
Paargruppen) verteilt werden. Es resümiert ei-
nige zentrale statistische Daten rund um das 
Thema „Wasser für alle“. Die Aufgabenstellung 
besteht darin, die zehn Zahlen den jeweiligen 
Aussagen zuzuordnen. Die Antworten sind 
schwierig und müssen wohl größtenteils geraten 
werden.

Das Quiz ist somit eher ein Hilfsmittel, diese 
wichtigen Daten zu transportieren. Für jede rich-
tige Antwort erhält die Gruppe einen Punkt – und 
die Siegergruppe vielleicht einen kleinen Preis.

☞ 15
Das „fi nale Quiz“ MIV – 9 

verweist auf die wichtigsten 

Problemfelder des weltweiten 

Wasserverbrauchs und die 

Perspektiven ihrer Überwin-

dung. Auch wenn die Antwor-

ten größtenteils geraten oder 

durch intelligente Zuordnung 

beantwortet werden, so zwin-

gen sie doch dazu, sich wich-

tige Kennziffern noch einmal 

vor Augen zu führen. Wichtig 

ist, dass bei der Besprechung 

alle Gruppen die richtigen 

Antworten eintragen!
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Lösungen zum Arbeitsblatt 
MIV – 9

40.000.000.000 – So viele Stunden im Jahr 
verbringen die Menschen allein in Afrika damit, 
Wasser zu besorgen. 
Quelle: Diese Schätzzahl für die in Afrika zur Wasserbeschaf-

fung aufgewendeten Arbeitsstunden stammt von W.J. Crosg-

rove und F.R. Rijsberger. Creating a vision for water, life and 

environment, in: Policy 1 (1998).

1.160.000.000 – So viele Menschen sind ohne 
ausreichende Wasserversorgung, das ist rund 

jeder 5. Erdbewohner/Erdbewohnerin.
Quelle: UNDP: Human Development Report 2003.

2.361.000.000 – So viele Menschen sind nicht an 
eine ausreichende Sanitärversorgung angeschlos-
sen, das sind rund 40% der Weltbevölkerung.
Quelle: UNDP: Human Development Report 2003.

5.000 – So viele Kinder sterben jeden Tag an 
den Folgen durch über das Wasser übertragenen 
Krankheiten. Das bedeutet, dass alle 15 Sekun-
den ein Kind durch verunreinigtes Wasser stirbt.
Quelle: Unicef (u.a. Weltkindertag 1998).

127 – So viel Liter Trinkwasser verbraucht ein 
Deutscher täglich. Es handelt sich um den Haus-
haltsverbrauch.
Quelle: Statistisches Bundesamt (Zahl für 2001).

30 – So viel Liter Trinkwasser haben die Men-
schen in der Sahelzone pro Tag zur Verfügung.
Quelle: R. Petrello, Wasser für alle – ein globales Manifest 

(2001).

10.000.000.000 – So viel Dollar wären mindes-
tens zusätzlich pro Jahr notwendig, um das Ziel 
zu erreichen, bis 2015 die Zahl der Menschen 
ohne ausreichende Wasserversorgung (gegenüber 
2000) zu halbieren. Die Zahl bezieht sich ledig-
lich auf die Basiskosten für einen Wasserzugang, 
nicht etwa auf Anschlüsse an ein Leitungsnetz. 
Diese Summe müsste also jedes Jahr (zusätzlich 
zu den bereits investierten Mitteln) bereitgestellt 
werden, um das „Milleniumsziel“ zu erreichen.
Quelle: „Camdessus-Report2003“, hier zitiert nach: F. Brugger, 

Some Water for alle or more water for some? Studie Brot für die 

Welt 2004.

5 – So viel Prozent der Abwässer werden weltweit 
zur Zeit gereinigt.
Quelle: R. Petrello, Wasser für alle – ein globales Manifest 

(2001).

70 – So viel Prozent des weltweiten Wasserver-
brauchs fl ießt in die Landwirtschaft. Die LW ist 
somit der wichtigste Wasserverbraucher. Die Zahl 
unterstreicht die Bedeutung des Wassers (und 
seiner nachhaltigen Nutzung) für die Ernährung 
der Menschheit.
Quelle: UN-Report „Water for people, water for life“ (2003).

1.000 – So viel Liter Wasser ist notwendig, um 
ein Kilogramm Weizen zu produzieren. Die Zahl 
ist eine globale Durchschnittsziffer und verweist 
auf den versteckten Wassergehalt („virtuelles 
Wasser“) vieler Produkt.
Quelle: S. Neubert, Wasser und Ernährungssicherheit; aus 

Politik und Zeitgeschehen, B 48 (2001).
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ökonomische Dimension
Wasserpreise
Angemessene Entgelte (möglichst kostende-
ckend) für den Verbrauch von Wasser, aus denen 
die Knappheit der Ressource Wasser deutlich 
wird.

Wirtschaftlichkeit
Kostenbewusster Umgang mit dem Wasser durch 
Preisgestaltung, Wettbewerb und politische Kon-
trolle der Beteiligten.

Wassermanagement
Einbindung aller Beteiligten (Staat, private Fir-
men, Bevölkerung) in ein effi zientes, ökonomisch 
tragfähiges System der Wasserversorgung.

soziale Dimension
Wasserversorgung
sozialverträglicher Zugang aller Menschen zum 
Lebensmittel Wasser in ausreichendem Maße. 

Teilhabe/Mitbestimmung
Mitwirkung der Bevölkerung an den Entscheidun-
gen über Maßnahmen der Wasserversorgung und 
der Infrastruktur.

Zukunftvorsorge
Erhalt der Wasser-Ressourcen für kommende Ge-
nerationen.

ökologische Dimension

Nachhaltige Nutzung
Wasser darf dem Grundwasser, den Flüssen oder 
Seen, nur in dem Maße entnommen werden wie 
es sich wieder natürlich erneuert.

Wasserkreisläufe
Abwässer müssen so aufbereitet hinterlassen 
werden, dass sie nicht die Ökosysteme dauerhaft 
schädigen.

1
2

3
456

7

8
9

1
2

3
456

7

8
9

1
2

3
456

7

8
9

1
2

3
456

7

8
9

m3

Ein nachhaltiger Umgang 
mit Wasser

☞ MIV – 1

Unterrichtseinheit IV
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☞ MIV – 2

Steter Tropfen 
muss nicht sein! 

aus: fi fty:fi fty aktuell 9/1998

... Wasser, soviel steht fest, ist zu kostbar, als 
dass es aus undichten Hähnen und Leitungen 
tropfen oder sonst wie verschwendet werden 
darf. Einzig die Feuerwehr sollte weder mit 
Treibstoff noch mit Wasser geizen - für uns Nor-
malverbraucher darf das Kommando nicht lauten: 
„Wasser marsch!“. Denn der Überfl uss ist nur ein 
scheinbarer, selbst in einem solchen Feuchtge-
biet wie Hamburg. 

... Der Preisanstieg für Frischwasser und 
Sielgebühren beläuft sich seit 1980 auf immerhin 
225 Prozent. Grund genug also, schon aus Kos-
tengründen jetzt und in Zukunft sparsam damit 
umzugehen; und in der Tat ist der Preis der ein-
zige Hebel (oder besser gesagt: Eimer), mit dem 
sich Einsparpotentiale ausschöpfen lassen. 

In den Schulen geht das meiste Trinkwasser 
durch die Toilettenspülung. Duschen scheint 
demgegenüber bei SchülerInnen kaum noch 
angesagt zu sein. Die Umweltbehörde hat ausge-
rechnet, dass circa 1,5 m3 Trinkwasser pro Pen-
nälerIn an Hamburgs Schulen verbraucht werden 
- und dass der Wasserkostenanteil nur etwa 10 
Prozent der Gesamtkosten für den Bereich Ener-
gie, Wasser & Müll ausmacht. 

Lohnt es sich trotzdem auf Heller und Pfen-
nig, das Wassersparen, angesichts dieser Aus-
gangslage? ...

In vielen Gebieten Deutschlands, insbeson-
dere den ländlichen (auch in der Nachbarschaft 
Hamburgs), sind Trinkwasserbrunnen durch Um-
weltgifte - vor allem Rückstände aus Dünge- und 
Pfl anzenschutzmitteln - gefährdet oder schon 
verunreinigt, so dass die Trinkwassergewinnung 
immer aufwendiger und damit teurer wird. In 
Hamburg werden -zig Millionen Mark für die 
Sanierung oder Sicherung von Altlasten aufge-
wendet, um die Tiefwasserbrunnen von Verun-
reinigungen freizuhalten. Präventiv wird auch an 
der Ausweisung zusätzlicher Wasserschutzgebiete 
gearbeitet, was vor Ort auf starke Widerstände 
stößt ... 

Weltweit steigt der Wasserverbrauch, wäh-
rend die Trinkwasservorräte knapper werden. 
„Wasser wird in vielen Städten bald wichtiger 
als Öl“, sagte der Generalsekretär der Habitat-
Konferenz in Istanbul, der Gambier N‘Dow, 1996 
voraus. Und keineswegs ist das Problem „nur“ 
eines der wasserarmen Regionen. In Europa wird 
nach einer aktuellen Untersuchung in 86 Prozent 
aller landwirtschaftlichen Gebiete der erlaubte 
Nitrateintrag ins Grundwasser (gemäß Trinkwas-
serrichtlinie der EU) überschritten. 

Auch die Stadt Hamburg ist mit ihrem Grund-
wasserschatz in früheren Jahrzehnten nicht pfl eg-
lich umgegangen. Dennoch hat sie den Kampf um 
qualitativ gutes Trinkwasser vorläufi g gewonnen, 
und auch die Verbrauchsreduzierung macht Fort-
schritte - in den Haushalten wie übrigens auch 
im Industriebereich, seit es eine Grundwasserent-
nahmegebühr für die Industrie gibt. 

Es bleibt also dabei, dass weiteres Trinkwas-
sersparen aus ökologischen und ökonomischen 
Gesichtspunkten sinnvoll ist... Die Umweltbe-
hörde sagt zu dem Thema dies: „Man muss be-
fürchten, dass weltweit die Wasserfrage zu einer 
Haupt-Überlebensfrage für ganze Regionen und 
Völker wird. Als Bewohner eines hochentwickel-
ten und -technisierten Industriestaats müssen 
wir an der Entwicklung wassersparender Produk-
tions- und Bewässerungsmethoden mitarbeiten. 
Und wir müssen Beispiele geben für niedrigen 
Verbrauch und für den Schutz von Oberfl ächen- 
und Grundwasser. Dafür müssen alle Hamburge-
rinnen und Hamburger sensibilisiert werden.“

Aufgabe
Warum ist Wassersparen in Hamburgs Schulen 
ökonomisch und ökologisch sinnvoll?
Formulieren Sie eine Zeitungsmeldung von 50 
Worten, welche die wichtigsten Argumente zu-
sammenfasst!

Unterrichtseinheit IV
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☞ MIV – 3

Unterrichtseinheit IV

Wassersparen 
in Deutschland 
ist Unsinn

Von Hans-Jürgen Leist und Georgios Magoulas.   
FR vom 22.3. 2002
Satzanschlüsse nach Auslassungen wurden angepasst.

... Die hoch entwickelten Industrieländer ver-
brauchen etwa 80 Prozent der weltweit umge-
setzten Ressourcen, obwohl hier nur 20 Prozent 
der Weltbevölkerung leben. Die Ressource Wasser 
bildet eine Ausnahme: Ein Bürger der Bundesre-
publik Deutschland verbraucht weniger Wasser 
als der globale Durchschnitt ... Global werden 
jährlich etwa 646 Kubikmeter Wasser je Person 
genutzt; in der Bundesrepublik Deutschland 
hingegen nur 195 Kubikmeter, also lediglich 30 
Prozent des globalen Durchschnitts ... Auch der 
Haushaltsverbrauch ist in Deutschland mit etwa 
130 Liter pro Tag und Person sehr niedrig; von 
den Industrieländern verbrauchen nur die Belgier 
etwas weniger.

Wasser ist eine konstante Ressource
Die global verfügbare Wassermenge bleibt weit-
gehend gleich. Wasser ist eine erneuerbare Res-
source: Der Kreislauf des Wassers führt zu einer 
gewissen Selbstreinigung – die Verdunstung lässt 
gelöste Stoffe zurück, der Boden fungiert als 
natürlicher Filter. Grundwasser ist Teil des Kreis-
laufs und fl ießt in der Regel nach einigen Jahren 
oder Jahrzehnten Untergrundpassage in Bäche 
und Seen – etwa 80 Prozent des Wasseranteils 
der Fließgewässer stammen aus dem Grundwas-
ser. Ein „Ansparen“ von Grundwasser für zukünf-
tige Generationen ist deshalb nicht möglich ...
Umfragen bestätigen immer wieder, dass „Wasser 
sparen“ als Umweltschutzziel in keinem anderen 
europäischen Land einen so hohen Stellenwert 
einnimmt wie in Deutschland. Wie ist das zu er-
klären? … Trinkwasser ist für den Menschen eine 
existenzielle Ressource. Bilder des Mangels, wie 
ausgetrocknete und rissige Böden sowie verdurs-
tende Tiere, sind in den Medien ständig präsent. 
Wasser und Trinkwasser sind in einem hohen 
Grade emotional besetzt. Im Zusammenhang mit 
mangelnden hydrogeologischen Kenntnissen, mit 

der beständigen Wiederholung der Medien, Trink-
wasser sei eine kostbare und knappe Ressource, 
wird der erneuerbaren Ressource Wasser der 
Charakter einer endlichen, nicht erneuerbaren 
Ressource zugeschrieben. ...

Trinkwasser ist ein Lebensmittel.
Wie alle Lebensmittel ist es mit einem Verfallsda-
tum versehen. Deshalb sollte es möglichst rasch 
und zügig vom Gewinnungsgebiet zum Verbrau-
cher gelangen. Niedrige Strömungsgeschwindig-
keiten im Rohrnetz oder gar Stagnationsphasen 
sollten unter allen Umständen vermieden wer-
den, da sie zu einem Anstieg der Korrosionsraten 
im Rohrnetz führen. Infolgedessen kann es zu 
einer Erhöhung der Konzentration unerwünschter 
Stoffe (Eisen, Zink, Kupfer) im Trinkwasser kom-
men, zu farblichen oder geruchlichen Beeinträch-
tigungen sowie zur Erhöhung der Gefahr einer 
Verkeimung. Um die hohe Qualität ihres Produk-
tes auch bei einem rückläufi gen Wasserverbrauch 
zu erhalten, sind die Wasserwerke gezwungen, 
die Leitungen häufi ger zu spülen, d.h. an den 
Endsträngen Hydranten aufzudrehen, damit das 
Wasser schneller durchläuft ...
Ein weiterer Rückgang des Trinkwasserverbrauchs 
birgt die Gefahr, dass die hygienischen und quali-
tativen Gütestandards der Trinkwasserversorgung 
beeinträchtigt werden ...

Die Nutzung von Regenwasser
Die häufi g öffentlich empfohlene Nutzung von 
Regenwasser wird oft mit der Schonung der 
„kostbaren“ Grundwasservorräte begründet. 
Zudem müsse das Grundwasser nicht aufwendig 
und teuer aufbereitet werden, um dann durch die 
Toilette zu fl ießen. Diese Kostenargumentation 
verkennt jedoch, dass die Aufbereitung des hoch-
wertigen Grundwassers weniger als 10 Prozent, 
Bau und Unterhaltung des Rohrnetzes hingegen 
etwa zwei Drittel der fi nanziellen Aufwendungen 
der öffentlichen Wasserversorgung erfordern. 
Dem Einnahmeausfall der öffentlichen Wasserver-
sorgung steht also keine entsprechende Kosten-
reduzierung gegenüber; der Spülaufwand kann 
sogar ansteigen ...

Aufgabe
Warum ist „Wassersparen in Deutschland“ ökolo-
gisch und ökonomisch fragwürdig?
Formulieren Sie eine Zeitungsmeldung von 50 
Worten, welche die wichtigsten Argumente zu-
sammenfasst!
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Uganda: Frauen 
sammeln Regenwasser

Quelle: Brot für die Welt – Web-
site „Menschenrecht Wasser“

Wenn ihre vier Kinder abends 
im Bett sind, sitzt Specioza 
Nyakato (38) am liebsten 
frisch gewaschen auf dem Sofa 
und hört Radio. Die energische 
Frau war selbst am Kampf um 
die Absetzung des früheren 
Diktators Milton Obote be-
teiligt und hält sich über das 
politische Geschehen in Ugan-
da auf dem Laufenden. Dank 

der neuen Regenwasserzisterne auf ihrem Gehöft 
hat sich der Tagesablauf von Specioza deutlich 
entspannt. Früher war sie abends verschwitzt 
und todmüde ins Bett gefallen, nach zwei fast 
dreistündigen Fußmärschen hinunter ins Tal, 
wo sie das Trinkwasser für ihre ganze Familie 
am Fluss Kagera holen musste. Die Pumpe des 
etwas näher gelegenen Bohrlochs war meistens 
kaputt und förderte ohnehin nur rostbraunes, 
übelriechendes Wasser zu Tage. Jetzt kann sie ihr 
Wasser direkt vor der Haustür aus der Zisterne 
zapfen und die gewonnene Zeit in die Feldarbeit 
stecken. Specioza erntet nun soviel Gemüse, das 
sie einen Teil davon auf dem Markt verkaufen 
kann. Von den Erlösen hat sie das Haus renoviert 
und freut sich, ihre Kinder länger in die Schule 
schicken zu können.

Gemeinsam mit anderen Vertreterinnen von 
Frauengruppen aus dem Oruchinga Valley im Süd-
westen Ugandas hatte Specioza die Regenwasser-
nutzung in Kenia kennen gelernt, auf einer von 
„Brot für die Welt“ fi nanzierten Studienreise. Die 
Erfolge der Frauengruppen dort, die durch den 
Bau von Regenwasserzisternen grüne Oasen im 
trockenen Hochland geschaffen hatten, gaben ihr 
den Mut, ihre Zukunft und eine Maurerkelle in die 
eigenen Hände zu nehmen. Für die Organisation 
des Zisternenbaus bot sich an, die traditionellen 
Sparvereine zu nutzen, in die Frauen in vielen 
afrikanischen Ländern regelmäßig kleine Geldbe-
träge einzahlen, um von dem Ersparten größere 
Investitionen für Haus und Hof zu fi nanzieren. 
Sobald die 10 Mitglieder von Speciozas Sparver-
ein das Geld für eine Regenwasserzisterne zu-
sammen haben, entscheidet das Los, in welchem 
Gehöft die neue Zisterne gebaut wird. Beim Bau 

des Zementtanks legen die Frauen selbst Hand 
an. Drei Jahre nach Speciozas Keniareise haben 
bereits fünf Mitglieder ihres Sparvereins eine 
Zisterne in ihren Gehöften, die solange von allen 
Frauen genutzt werden, bis jede über eine eigene 
Zisterne verfügen wird. Jede Zisternenbesitzerin 
ist eifrig darauf bedacht, Wartungsarbeiten und 
kleine Reparaturen an ihrem Regenwasserspei-
cher regelmäßig und sorgfältig auszuführen. 

Gerade für dünn besiedelte Regionen, in 
denen der Aufbau eines Wasserleitungssystems 
mit Pumpen und Zapfstellen nicht wirtschaftlich 
wäre, bietet die Regenwassernutzung eine ide-
ale Alternative. Im Oruchinga Valley haben die 
meisten Hütten ein Wellblechdach, die ideale 
Auffangfl äche für den Regen. Der sammelt sich in 
Dachrinnen und wird zu einer Zisterne geleitet, 
die bis zu 10.000 Liter fasst. So können jährlich 
30.000 bis 40.000 Liter Wasser „geerntet“ wer-
den, die einer Familie über die trockenen Monate 
zum Trinken, Kochen und Waschen reichen. Die 
Wasserqualität verbessert sich sogar in den Zis-
ternen, da kein Tageslicht eindringt und Bakteri-
en so zugrunde gehen.

Dank eines Programms von „Brot für die 
Welt“ sollen bald mehr als 1.800 Familien im 
Oruchinga Valley eine eigene  Zisterne besitzen. 
Der lokale Projektträger ACORD bezahlt Frauen-
gruppen, die bereits zwei Zisternen aus eigenen 
Mitteln gebaut haben, Baumaterialien für jede 
dritte Zisterne. Projektleiter Charles Rwabambari 
ist es außerdem gelungen, die Distriktverwaltung 
für die Regenwassernutzung zu interessieren. Im 
Rahmen der Dezentralisierung fördert die Regie-
rung den Aufbau von Wasserversorgungssystemen 
auf Landkreisebene. Charles ermuntert die Frau-
engruppen, sich auf dieser Ebene als Vereinigung 
zu organisieren und weitere Pläne für die Verbrei-
tung der Regenwassernutzung einzureichen. Die 
bisherigen Erfolge bei der Lösung ihres Wasser-
problems geben den Frauen das Selbstvertrauen, 
ihrer Stimme auch auf politischer Ebene Gehör zu 
verschaffen.

Aufgaben
1. „Ökologische Nachhaltigkeit“: Welche ökolo-

gischen Vorteile sehen Sie in diesem Projekt? 
Gibt es auch ökologische Belastungen, die aus 
dem Projekt resultieren?

2. Wie kommt es zur Finanzierung der Zisternen? 
Welchen Bedeutung haben eigene Ersparnisse 
und die Finanzierung von außen (Brot für die 
Welt)?

3. „Hilfe zur Selbsthilfe“ – Beschreiben Sie, an 
welchen Stellen dieser Grundgedanke zum 
Tragen gekommen ist.
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☞ MIV – 5

Unterrichtseinheit IV

Was zwischen 1990 und 2000 erreicht wurde

Anteil der Bevölkerung 
mit Zugang zu sauberem Trinkwasser

Region 1990 2000

Welt 77% 82%

Schwarzafrika 54% 58%

Südasien 72% 85%

Lateinamerika 82% 86%

Quelle: Implementation of the UN-Millenium goals 
– Report of the Secretary-General (2002)

Weltbank und Währungsfonds: 
Das Milleniumsziel wird verfehlt.
„Die Ziele im Gesundheitsbereich zu erreichen, 
muss wegen der erheblichen Lücken beim Zu-
gang zu Wasser und bei der Sanitärversorgung 
als schwierig angesehen werden. Die Lücken 
sind am erheblichsten in Schwarzafrika bezüg-
lich des Wassers und in Südasien bezüglich der 
Sanitärversorgung. Das Ziel, bis 2015 den Anteil 
der Bevölkerung ohne Zugang zu sicherem Trink-
wasser und zur Sanitärversorgung zu halbieren, 
bedeutet, für zusätzliche 1,5 Mrd. Menschen 
die Wasserversorgung und für 2 Mrd. Menschen 
die Sanitärversorgung sicherzustellen. Mit den 
gegebenen Fortschrittsraten, die ungefähr halb 
so groß sind, wie sie sein müssten, werden die 
meisten Regionen der Erde das Ziel nicht er-
reichen. Bei diesen Zuwachsraten wird nur ein 
Fünftel der Länder das Ziel beim Wasserzugang 
erreichen. Und unter den ärmsten Ländern (Län-
dern mit niedrigem Einkommen) sind es nur halb 
so viele“.

(Quelle: Development Comitee IWF/Worldbank: 
Global Monitoring Report 2004 – Policies and 
actions for archieving the MDGs and related outco-
mes, April 2004.)

1160 Mio. Menschen
ohne Trinkwasserzugang

Ziel:
maximal 580 Mio. Menschen

ohne Trinkwasserzugang

Jahr 2000 Jahr 2015

Bis 2015 soll der Anteil der Menschen, die keinen nachhaltigen Zu-
gang zu sauberem Trinkwasser haben, um die Hälfte gesenkt werden.

Entwicklungsziel 
der Vereinten Nationen:
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☞ MIV – 6

Unterrichtseinheit IV

Wie die Wasserversorgung 
in der „Dritten Welt“ 
verbessert werden könnte

Wenn die Wasserversorgung der Menschen ver-
bessert werden soll, sind verschiedene Maßnah-
men notwendig: Technische Neuerungen, aber 
auch politische Weichenstellungen und die Be-
reitstellung der notwendigen fi nanziellen Mittel.
Damit Sie eine Vorstellung von diesen umfassen-
den Aufgaben erhalten, sind hier auf dieser Seite 
verschiedene Maßnahmen aufgelistet.
1. Bitte ordnen Sie diese Maßnahmen den drei 

Rubriken zu. Welche gehören zu den „politi-
schen Reformen“, welche zu den „technischen 
Lösungen“ oder zu den notwendigen „ökono-
mischen Maßnahmen“? Tragen Sie die Maß-
nahmen unten in die Tabelle ein.

2. Wählen Sie drei Maßnahmen aus, die Sie für 
die wichtigsten halten. Begründen Sie den 
Stellenwert dieser Maßnahmen und warum Sie 
diese ausgewählt haben.

3. Erläutern Sie den Nutzen, aber auch Kosten 
und Aufwand von einer der hier aufgezählten 
„Maßnahmen“. Was ist notwendig, um diese 
Maßnahme umzusetzen?

Maßnahmen:
• Finanzielle Zuschüsse für Bauern, die 

Investitionen zum Wassersparen unternehmen
• Unabhängige und verlässliche Beratung und 

Zuschussgewährung
• Beratung zur Umstellung auf Produkte mit 

geringerem Wasserbedarf
• Beratung zur Vermeidung von Bodenerosion
• Eindeutige Bodenrechtsbestimmungen
• Tropf – statt Oberfl ächenbewässerung
• Nachtbewässerung
• Unterfolienbewässerung
• Mehrfachnutzung von geklärten Abwässern
• Einführung kostengünstiger Klärsysteme
• Maßnahmen zur Verringerung der 

Bodenerosion (Steinwälle, Bepfl anzung, 
Aufforstung)

• Staatliche Ausgabenprioritäten zugunsten 
einer verbesserten Wasserversorgung

• Internationale Geber unterstützen das 
verbesserte Wassermanagement

• Schuldenerleichterungen

Maßnahmen

Politische Reformen

Technische Lösungen

Ökonomische Maßnahmen
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☞ MIV – 7a

Unterrichtseinheit IV

Aufruf 
der Vereinten 
Nationen

Es gibt eine Wasser-Krise. Es ist eine Krise der 
Regierungsfähigkeit und es ist eine Krise, welche 
direkt das Leben, den Lebensunterhalt und das 
Wohlergehen betrifft, wie sie tagtäglich erfah-
ren werden. Trotz mancher Aktion und mancher 
strategischen Planung ist es so, dass Tag für Tag 
und Jahr für Jahr das Alltagsleben von einer 
alarmierenden Anzahl von Menschen sich bestän-
dig verschlechtert hat und es dies auch weiter so 
tut, wenn wir davon ausgehen, dass alles bleibt 
wie es ist. Es gilt die Tatsache festzuhalten, dass 
ein Erreichen der „Millenium-Ziele“ bis zum Jahr 
2015 das Alltagsleben von mehreren Milliarden 
Menschen verbessern wird, doch viele Länder 
sind noch nicht auf dem Weg, diese Ziele zu 
erreichen. Werden die Ziel ganz oder teilweise 
verfehlt, so werden viele Millionen Menschen in 
Armut leben.

Wir wissen, wie schwierig der Weg zum 
Erreichen dieser Ziele sein wird. Was wir nicht 
wissen ist, ob wir überhaupt in der Lage sein 
werden, diese zu erreichen. Aber es gibt ein 
wichtiges Instrument, Fortschritt zu messen und 
mit dessen Hilfe man im Sinne einer Verstärkung 
der Bemühungen handeln kann. Wenn die Mütter 
der Welt sehen, dass ihre Kinder gesünder und 
besser ernährt sind, werden sie wissen, dass es 
Fortschritt gegeben hat. Diese Dinge wären der 
beste Indikator.

Was auf dem Spiel steht ist die Frage, ob wir 
– die Familie der Nationen, der Länder, der loka-
len Gemeinschaften und der Individuen – stolz 
sagen können, dass wir jede Möglichkeit genutzt 
und jedes Quentchen Talent und Energie aufge-
wendet haben, um in Richtung auf dieses ange-
strebte Ziel zu tätig zu werden. Obwohl es in der 
Tat ein entmutigend großes Vorhaben ist, das vor 
uns liegt, so muss doch jeder von uns seine Auf-
gabe wahrnehmen, unseren Planeten und unsere 
Menschen wieder gesund zu machen. Weil es ein 
erweitertes Wissen über die Zusammenhänge gibt 
und weil dadurch jedermann in die Lage versetzt 
ist, etwas zu tun, gibt es eine Verantwortung, die 
wir alle annehmen können und müssen. Wir sind 
alle beteiligt an dem, was mit der Erde geschieht, 
und erst das Zusammenführen der Aufgaben, die 
Regierungen, Institutionen, Gemeinschaften und 
Einzelne haben,  kann allein Fortschritte bringen. 
Wenn man das aufgibt, liefert man die Erde und 
ihre Bewohner einer Welt ohne Hoffnung aus.
Quelle: The United Nations World Water Develop-
ment Report (2003).

Aufgaben
1. Unterstreichen Sie zwei Sätze, die Sie für die 

wichtigsten in diesem Text halten (warum?).
2. Jeder muss seine Aufgabe wahrnehmen - wie 

könnte Ihre Rolle beim Kampf gegen die 
Armut und für eine verbesserte Wasserversor-
gung aussehen?

T H E  R O L E  O F  T H E

UNITED NATIONS
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☞ MIV – 7b

Unterrichtseinheit IV

Aufruf 
der Vereinten 
Nationen

There is a water crisis. It is a crisis of gover-
nance, and it is a crisis directly impacting life, 
livelihoods and well-being as these are experi-
enced each day. Despite some action, despite 
some strategic planning, on a day-to-day basis 
and from year to year, the everyday lives of an 
alarming number of people have steadily wor-
sened and will continue to do so if we assume 
buisiness as usual. The fact remains thought 
that reaching the Millenium targets by 2015 will 
improve the daily lives of several billion people, 
yet many countries are still not on track to reach 
those targets. If they are not reached, or are only 
partially achieved, many millions of people will 
subsist in poverty.

We know how diffi cult the road to attaining 
these targets will be. What we do not know is 
whether or not we are even able to attain them. 
But they are an essential tool for gauging pro-
gress and act as incentives to push on. When the 
mothers of the world see that their children are 
healthier, that they are better fed, they will know 
that progress has been made. These are the best 
indicators.

What is at stake is whether we – the fa-
mily of nations, countries, local communities 
and individuals – can honestly say that we have 
seized every opportunity and mustered every bit 
of talent and energy to work towards the desi-
red goal. Although it is indeed a daunting task 

that faces us, every one of us has a role to play 
in bringing our planet and our people back to 
health. Ensuring a broader knowledge base and 
thus empowering everyone to act, is a responsi-
bility we all can – and must – assume. We are all 
stakeholders in the Earth, and integrating the 
efforts of goverments, institutions, communities 
and individuals is the only way in which we press 
forward. To give up is to abondom the Earth and 
its inhabitants to a world without hope.
Quelle: The United Nations World Water Develop-
ment Report (2003).

Vokabeln

livelihood Lebensunterhalt

to subsist hier: leben

to gauge messen

to be at stake auf dem Spiel stehen

to muster aufbieten

to daunt entmutigen

to abandom überlassen

Aufgaben
1. Übersetzen Sie bitte den Text. 
2. Unterstreichen Sie zwei Sätze, die Sie für die 

wichtigsten in diesem Text halten (warum?).
3. „Every one has a role to play“ – wie könnte 

Ihre Rolle im Kampf gegen Armut und für eine 
verbesserte Wasserversorgung aussehen?

T H E  R O L E  O F  T H E

UNITED NATIONS
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☞ MIV – 8

Unterrichtseinheit IV

Neue UN- 
Wasserdekade: 
Eine weltweite 
Verlogenheit?

Leserbrief aus der 
Rondsdorfer Allgemeinen Zeitung 
vom 6.1. 2004
Die von den Vereinten Nationen ausgerufene 
Dekade „Water for life“ für die Jahre 2005 bis 
2015 (vgl. RAZ vom 27.12. 2003) ist eine einzige 
Heuchelei und an Verlogenheit nicht mehr zu 
überbieten. Jeder kann sich ausrechnen, dass 
die Menschheit in dieser Dekade dem Ziel, aus-
reichend Trinkwasser für alle zur Verfügung zu 
stellen, kaum näher kommen wird. Es gibt weder 
in der internationalen Politik noch in der Bevöl-
kerung den ernsthaften Willen, dieses Ziel mit 
Nachdruck zu verfolgen.

Deutlich wird dies schon durch die man-
gelhafte Bereitschaft der reichen Länder, für 
die Wasserdekade zusätzliche Finanzmittel auf-
zubringen. Im Gegenteil: Während immer neue 
gut klingende Beschlüsse gefasst werden, ist 
nirgendwo erkennbar, dass es mehr Mittel für 
Entwicklungszusammenarbeit geben wird. Diese 
stagnieren seit einigen Jahren. Allein im Wasser-
sektor wären mindestens 10 Mio. Dollar pro Jahr 
zusätzlich notwendig, um das Ziel zu erreichen, 
bis 2015 die Zahl der Menschen ohne Trinkwasser 
zu halbieren. Doch die Menschen in Nordamerika 
und Europa rufen nach Steuererleichterungen 
und denken nicht im Traum daran, zusätzliche 
Mittel bereit zu stellen.

Noch deutlicher wird diese Gleichgültig-
keit an der Weigerung, etwas gegen die weitere 
Klimaerwärmung auf der Erde zu tun, die nach 
Überzeugung der Experten das Wasserproblem 
massiv vergrößern wird. Die Treibhausgase 
nehmen weltweit zu – Deutschland gehört da 
zu den rühmlichen Ausnahmen. Doch wenn die 
Klimaerwärmung tatsächlich gestoppt werden 
soll, wäre eine drastische Senkung unseres Ener-
gieverbrauchs und ein Umschwenken auf erneu-
erbare Energien notwendig. Wer bei uns aber ist 

bereit, seine Autofahrten zu reduzieren oder den 
Mehrpreis für Strom aus regenerativen Energien 
zu bezahlen?

So ist die neue Wasserdekade der Vereinten 
Nationen nichts anderes als eine Showveranstal-
tung, mit der wir so tun, als läge uns das Armuts-
thema Wasser am Herzen. Derartige Beschlüsse 
sind ein Alibi für unser Nichts-Tun. Wir sollten 
ehrlich sein und lieber eine Dekade für nationa-
len Egoismus, internationale Gleichgültigkeit und 
unterlassene Hilfeleistung ausrufen. Dies aber 
würden unsere Zeitgenossen genauso wenig zur 
Kenntnis nehmen wie die jetzt beschlossene UN-
Wasserdekade.

Dr. R. S.
Wasserbauexperte

Anfragen
1. Teilen Sie die negative Auffassung in diesem 

Leserbrief über die neue UN-Wasserdekade? 
Was würde dafür sprechen, eine solche Dekade 
auszurufen?

2. Stimmt es, dass alle nur noch an sich denken 
und dass der nationale Egoismus triumphiert? 
Oder entdecken Sie doch in der internationa-
len Politik Anzeichen von Solidarität?

3. Die Armut in der Welt – für uns kein Thema? 
Hat für Sie dieses Thema irgend einen Stellen-
wert? Was wären Sie persönlich an Engage-
ment, Zeit, Nachdenken oder Geld bereit, für 
eine Beseitigung der glbalen Armut zu „inves-
tieren“?

4. Schreiben Sie einen Leserbrief – eine Antwort 
an den Wasserbauexperten Dr. R.S.
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☞ MIV – 9

Unterrichtseinheit IV

Das fi nale 
Wasserquiz

So viele Stunden im Jahr verbringen die Menschen allein in 
Afrika damit, Wasser zu besorgen.

So viele Menschen sind ohne ausreichende Wasserversorgung.

So viele Menschen sind nicht an eine ausreichende Sanitärver-
sorgung angeschlossen.

So viele Kinder sterben jeden Tag an den Folgen durch über das 
Wasser übertragenen Krankheiten.

So viel Liter Trinkwasser verbraucht ein Deutscher täglich.

So viel Liter Trinkwasser haben die Menschen in der Sahelzone 
pro Tag zur Verfügung.

So viel Dollar wären mindestens zusätzlich pro Jahr notwendig, 
um das Ziel zu erreichen, bis 2015 die Zahl der Menschen ohne 
ausreichende Wasserversorgung (gegenüber 2000) zu halbieren.

So viel Prozent der Abwässer werden weltweit zur Zeit gereinigt.

So viel Prozent des weltweiten Wasserverbrauchs fl ießt in die 
Landwirtschaft.

So viel Liter Wasser ist notwendig, um ein Kilogramm Weizen zu 
produzieren.

Ordnen Sie folgende Zahlen den Texten zu.

40.000.000.000

10.000.000.000

2.361.000.000
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1.000

1.160.000.000



 Wasser
         ist nichts –
 solange du es hast.

Tuareg - Sprichwort

Wasser – ein globales Gut?
Vier Unterrichtseinheiten für Sek. I/II

Koordination Südliches Afrika e.V.

Herausgeber:
Koordination Südliches Afrika
in Kooperation mit dem Welthaus Bielefeld
August-Bebel-Str. 62
D-33602 Bielefeld

Tel.: 0521-9 86 48-51/52
Fax: 0521-6 37 89

kosa@kosa.org
www.kosa.org

ISBN: 3-934645-12-7

Gefördert durch:

OSA




